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Einige nüchterne Überlegungen. 


Der Internationale Genossenschaftsbund umfasst 
gegenwärtig 38 Länder, 70,5 Millionen Genossen- 
schafter mit ihren Familien, die in 120,000 Genos- 
senschaften organisiert sind. 70,5 Millionen Genos- 
senschafter — eine stolze, überwältigende Zahl; 
70,5 Millionen Menschen vereinigt in einem gemein- 
samen Werk, 70,5 Millionen auf dem Marsche ! 
Welche Macht und welche Möglichkeiten! — für den 
Frieden, um den hilflose Massen aller Völker schon 
wieder zu zittern beginnen, für die wirtschaftliche 
Gerechtigkeit, für alle die Probleme, die sich aus 
Krise, Teuerung und Arbeitslosigkeit ergeben! 

Doch die Wirklichkeit? Sie zwingt zur Einkehr. 

Was uns heute auch am Internationalen Genos- 
senschaftstage beschäftigt, ist die Aufgabe der 
schweizerischen Genossenschafter. Denn die 
Voraussetzung des Friedens zwischen den Völkern 
ist der Friede im eigenen Volke, und die Vor- 
aussetzung für die Schlagkraft der internationalen 
Genossenschaftsbewegung ist die Geschlossenheit 
und die Gemeinsamkeit in Überzeugung und Ziel 
innerhalb der einzelnen nationalen Bewegungen. 

Kommt diese Geschlossenheit z.B. an unseren De- 
legiertenversammlungen zum Ausdruck? Bieten sie 
das Bild, das man von diesen Landsgemeinden, der 
Träger einer grossen volks- und völkerverbin- 
denden Idee, erwarten muss? Zu grosse Anforde- 
rungen wird man an solche Tagungen, die eigent- 
lich nur während eines oder anderthalb Tagen wirk- 
lich an der Arbeit sind und deshalb nicht die 
nötige Zeit bieten, um hier allgemeineren, umfas- 
senderen Problemen wirklich auf den Grund zu 
gehen, nicht stellen dürfen. Der Apparat mit den 
stets zeitraubenden Übersetzungen ist zu schwer, 
um in dieser Beziehung erspriessliche Arbeit leisten 
zu können. Und doch sollten Mittel und Wege ge- 
funden werden, um auch diesen Versammlungen das 


Gewicht und den Inhalt zu geben, die ihnen im 
Blick auf die Bedeutung der Konsumgenossen- 


schaftsbewegung und vor allem die ausserordentlich 
wichtigen und drängenden Probleme, vor denen die 
einzelnen Genossenschaften stehen, zukommt. Eine 
Erweiterung der Aufgabe der Delegiertenversamm- 
lungen müsste event. auf Kosten der mehr geselligen 
Veranstaltungen gehen oder die Ausdehnung um 
einen weiteren Versammlungstag bedeuten. Wenn 
dadurch jedoch erreicht werden könnte, dass alle 
Ansichten zu Worte kommen, dass die Beratungen 
in einer ruhigen Atmosphäre durchgeführt und Zeit 
für eine gegenseitige, etwas tiefer- 
gehende Aussprache gefunden werden könnte, 
so würde das Resultat einer Abstimmung nicht 
mehr in der gleichen Weise von der gerade vor- 
herrschenden Stimmung, von dem Glanz der Rhe- 
torik des oder jenes Redners und andern unwäg- 
baren Momenten abhängen. — Bei welcher Ge- 
legenheit sonst kommen die Führer unserer Bewe- 
gung, gewiegte Kenner des Genossenschaftswesens, 
unsere Praktiker, die das Genossenschaftswesen in 
den Kommissionen und den Behörden vertreten, in 
derart grosser Zahl zusammen, wann bietet sich für 
die Delegierten, die im allgemeinen beruflich 
stark angespannt sind und deshalb weder Zeit 
noch Möglichkeit finden, sich mit den gerade heute 
für die Genossenschaftsbewegung so ungeheuer 
wichtigen Problemen mit der nötigen Gründ- 
lichkeit abzugeben, eine bessere Gelegenheit, 
aus dem Reichtum an Wissen und Erfahrung, der an 
einem solchen Kongress vereinigt ist, zum Nutzen 
ihrer genossenschaftlichen Aufgabe zu 
schöpfen? Und wo besser als an der Delegierten- 
versammlung kann das Band enger und fester ge- 
schlossen werden, das die ganze Bewegung für 
die Erreichung ihres gemeinsamen Zieles unbedingt 
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beieinander behalten muss? — Unsere Delegierten- 
versammlung hat eine andere, höhere Aufgabe als 
ein Parlament. Dieses ist gespalten in Gruppen, und 
von diesem Gruppen-Gesichtspunkt aus wird debat- 
tiert und beschlossen. Eine Genossenschaftsbewe- 
gung ist eine Einheit, die wohl von Individuen und 
ihren Anschauungen geformt wird, die jedoch als 
Ganzes mit einem Willen und einem Ziel aufzu- 
treten hat. Um dies zu fördern, dürfte deshalb ein 
entsprechender Ausbau der Delegiertenversamm- 
lungen im Sinne der Ermöglichung vermehrter Aus- 
sprache und Kontaktnahme auf die Dauer be- 
stimmt von Nutzen sein und sicher an manchen 
Orten auch begrüsst werden. 


* 


Von der Einheit der Genossenschaftsbewe- 
gung wird in der nächsten Zeit sehr viel abhängen. 
Redaktor Heeb, Aufsichtsrat des V.S.K., hat dies 
in seinem Votum an der Delegiertenversammlung 
in Interlaken angedeutet. Wenn er die Forderung 
der Rationalisierung in die Versammlung 
hineingeschleudert hat, wenn er von Zusammen- 
arbeit von Verband und Vereinen sprach, so ging es 
nicht um die Beibehaltung oder Streichung statuta- 
rischer Bestimmungen, sondern um die tatsäch- 
liche Einheit, mit der wirklich ernst gemacht 
werden muss, wenn unsere Bewegung sich nicht von 
der Entwicklung überholen lassen will. 


Sagen wir es ganz klar: «Einheit» besteht bei 
der Migros, bei den Warenhäusern, bei den Ein- 
heitspreisgeschäften. Hier ist Organisation nach 
einem Willen. Was das wirtschaftlich be- 
deutet, liegt offensichtlich zutage. 


Diese «Einheit» kommt für uns jedoch nicht in 
Frage. Wir sind stolz auf unseren demokra- 
tischen Aufbau und wollen diesen uns erhalten. 
Wir wollen die volle Autonomie unserer Vereine 
und würden es bedauern, wenn sie angetastet würde. 
In der Vielzahl der Träger der Genossen- 
schaftsidee liegt deren Macht und Wirkung. Diesem 
Föderalismus im Aufbau muss iedoch — wenn er 
erhalten werden soll — die unbedingte und radikale 
Zentralisation in wirtschaftlicher Hinsicht 
entsprechen. Dies einzusehen hält an mancher Stelle 
vielleicht schwer; den Konsequenzen klar in die 
Augen zu sehen, kann sehr unbequem sein. Die Ge- 
fahr ist iedoch gross, sehr gross, dass der Gang der 
Ereignisse schneller ist als unsere Entscheidungen. 

Deshalb heisst es auch hier, schnell und ener- 
eisch handeln. Dass die Genossenschaftsidee leben- 
dig ist, beweist sie nur durch die Tat. Nur 
führende, stets zu Höchstleistungen bereite Genos- 
senschaftsbewegungen können auch in der inter- 
nationalen Genossenschaftsbewegung fruchtbar 
wirken. 


Was wir erwarten, ist viel, im Blick auf die 


bestehenden Verhältnisse z. T. ausserordentlich viel. 


Vereinsbehörden und Vereinsverwaltungen werden 
dem angedeuteten Problem alle Aufmerksamkeit 
schenken müssen. Die Bestrebungen zur Hebung 
der wirtschaftlichen Schlagkraft durch Reduktion 
des Sortiments, durch einheitliche Preise, durch 
sozusagen vollkommen gemeinsames Vorgehen auf 
den verschiedensten Gebieten der Warenvermittlung 
haben in ernst zu nehmender Weise auch im kleinen 
Detailhandel Fuss gefasst. Unsere Bewegung be- 
sitzt die organisatorischen Mittel, um die da und 
dort vielleicht notwendig werdenden einschneiden- 
den Massnahmen vorzunehmen und so ihre gesunde 
Weiterentwicklung zu sichern. Der Internationale 
Genossenschaftstag wird uns auch dieses Jahr 
wieder zum Bewusstsein bringen müssen, dass die 
Genossenschaftsbewegung Aufgaben vor sich hat, 
deren Erfüllung nur starken, in sich geschlossenen 
Bewegungen möglich ist. Friede und Gerechtigkeit 
können nur herrschen, wo die Idee mächtig ist. 
Der heutige Tag soll wieder ein Hinweis auf .diese 
Tatsache sein. 


Bedeutend mehr als bei andern Ideen und 
Idealen will man von der Genossenschaftsidee etwas 
sehen; man will sie spüren, mit Händen fassen. 
Dies ist nur möglich, wenn die ganze Bewegung in 
ihrem ganzen Gehaben, in ihren Beschlüssen, ihren 
Werken, in einer von einem Geist beseelten Ge- 
schlossenheit dasteht. 


Die Genossenschaftsbewegung will Pionier- 
arbeit leisten. Und Pionier sein heisst : stets 
offen sein für Neues, bereit sein für Fortschritt, den 
Mut haben Fehler zu erkennen und durch bessere 
Leistung wieder gut zu machen. Noch sind wir nicht . 
soweit, dass die Genossenschaftsbewegung in sich 
selbst die Kraft trägt, um eigenen Gesetzen folgen 
zu können. Sie ist ein Teil der Wirtschaft und mit 
dieser schicksalsverbunden. Wir blicken deshalb 
auf zu den Trägern und Pionieren unserer Bewe- 
gung, die in der Vergangenheit mit soviel Tatkraft 
und persönlichem Mut und Opferwillen das Ge- 
nossenschaftswesen seinem Ziele nähergebracht 
haben. Wir bewundern die Werke unzähliger Pio- 
niere der internationalen Bewegung. Ihre Arbeit 
verpflichtet auch die gegenwärtige und die kom- 
menden Generationen. Ihnen bleibt es vorbehalten, 
das nun schon gross und imposant gewordene Ge- 
nossenschaftsschiff an all den Gefahr bringenden 
Riffen und Klippen vorbei weiterzusteuern. Sie wer- 
den sich nicht verlassen dürfen allein auf die bis- 
herigen Errungenschaften. Nur wenn sie den Mut 
finden, auch in noch unbefahrenen Gewässern zu 
steuern, wenn sielebendige Zeugen der grossen, 
das ganze Wirtschaftsleben überragenden Genossen- 
schaftsidee sind, wird die Frucht aller konsum- 
genossenschaftlichen Arbeit heranreifen können, d.h. 
eine von den Ideen der wirtschaftlichen Gerech- 
tigkeit geleitete Volksgemeinschaft. 
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Der Weg der Genossenschaftsbewegung ist der Weg des Friedens. 


Entschliessung. 


Vom Internationalen Genossenschaftsbund wird 
folgende Resolution zur Annahme auf allen genossen- 
schaftlichen Demonstrationen und Veranstaltungen 
am Genossenschaftstag empfohlen: 


Anlässlich der fünfzehnten Wiederkehr des In- 
ternationalen Genossenschaftstages nimmt die grosse 
Armee der Genossenschafter, die die Genossen- 
schaftsbewegungen der ganzen Welt umfasst, fol- 
sendermaßen zur Lage Stellung: 

Sie bedauert aufs tiefste den sich in der Wie- 
deraufrüstung der Staaten immer wieder aufs neue 
äussernden Geist des Krieges und verurteilt voller 
Abscheu den bewaffneten Konflikt, in dem im ver- 
gangenen Jahre Tausende von unschuldigen Men- 
schenleben sinnlos vernichtet und die kulturellen 
Errungenschaften von Jahrhunderten mutwillig 
zerstört worden sind. 


Sie hält es für dringend notwendig, dass ein 
aktiver Feldzug für den Frieden, für die Aufrecht- 
erhaltung der Demokratie und für die Sicherung 
und Wahrung der Freiheit unternommen wird, da- 
mit die genossenschaftlichen Ideale erfüllt werden 
können, die stark genug sind, dem Prozess der 
Zerstörung, von dem die Welt gegenwärtig heim- 


gesucht wird, Einhalt zu gebieten und eine blei- 
bende Ordnung der wirtschaftlichen Wohlfahrt und 
des Friedens zu schaffen. 

Sie erneuert ihr Treuebekenntnis zu den genos- 
senschaftlichen Grundsätzen, wie sie in dem 
System der Rochdaler Pioniere Ausdruck ge- 
funden haben. Diese Grundsätze schliessen eine 
höhere Wirtschaftsordnung in sich, als die, die in 
den letzten hundert Jahren herrschend war, heben 
Leben und Wirken der Menschen auf eine höhere 
Stufe und erwirken die allgemeine Anerkennung 
der Bande, die alle Völker der Erde zu einer 
grossen Familie zusammenschliessen. 

Sie verpflichtet sich, alle ihre Kraft einzu- 
setzen zur Unterstützung und Durchsetzung einer 
Politik, die alle nationalen Bestrebungen unter- 
stützt, deren Ziel kollektive Sicherheit und Welt- 
frieden ist. 

Sie erwartet zuversichtlich vom Kongress des 
1.G.B., der im September in Paris stattfindet, 
dass er diesen Forderungen Nachdruck verleiht 
durch eine klare Formulierung seiner Politik und 
die Annahme eines Aktionsprogrammes, das den 
verantwortlichen Lenkern der Staatsgeschicke 
gegenüber Macht und Einfluss der Weltgenossen- 
schaitsbewegung zur vollen Wirkung bringt. 


Der Verlauf der Tagung in Interlaken. 


(Schluss.) 


Es folgt nun die Behandlung des Waren- 
hausbeschlusses, der «piece de r&sistance» 
der ganzen Tagung. Der Vorsitzende teilt mit, dass 
man sich dahin geeinigt habe, die beiden dies- 
bezüglichen Traktanden, den Resolutionsantrag der 
Verbandsbehörden sowie den Antrag des Kreis- 
verbandes Illa,a, gemeinsam zu behandeln, eine 
Prozedur, die — wie später Herr Maire betont — 
nicht ohne Einfluss auf das unbefriedigende Abstim- 
mungsergebnis war. Die durch den Warenhaus- 
beschluss geschaffene Situation wird durch Dr. O. 
Schär in einem ausführlichen Referat gezeichnet. 


Referat von Dr. O. Schär 
über den Warenhausbeschluss. 


«Zur Einleitung meines Referates verweise ich 
auf die Ausführungen, die auf Seite 6—8 des Jahres- 
berichtes enthalten sind, und ergänze sie durch 
nachfolgende Ausführungen: 

Der sogenannte Warenhausbeschluss stellt nicht 
nur eine Ritzung, sondern auch eine eigentliche Ver- 
fassungsverletzung dar, und wenn wir im Bunde die 
Verfassungsgerichtsbarkeit hätten, so müsste das 
Bundesgericht alle auf Grund dieses Beschlusses vor- 
genommenen Beschränkungen als rechtsunwirksam 
und verlassungswidrige aufheben. Wie die Ge- 
richte da, wo sie zur Prüfung der Verfassungs- 
mässigkeit berufen sind, solche Fragen entschei- 
den, ist zerade in den letzten Tagen bekannt ge- 
worden. Das Basler Verwaltungsgericht hat ein 
Gesetz. auf dessen Grund die Coiffeurmeister ge- 
zwungen wurden, am Montag Nachmittag ihre Be- 
triebe zu schliessen, als verfassungswidrig erklärt 


und die auf Grund des Gesetzes erlassenen Strafen 
aufgehoben. Ferner hat das Bundesgericht einen Ent- 
scheid der Walliser Behörden, durch den die Verwen- 
dung von Baggermaschinen bei Erdbauarbeiten als 
verboten erklärt wurde, als Verletzung der Handels- 
und Gewerbefreiheit beanstandet und aufgehoben. 

Auf Grund des sogenannten Warenhaus- 
beschlusses sind ebenso weitgehende Einschrän- 
kungen der Handels- und Gewerbefreiheit erfolgt. 
Diese verfassungswidrigen Beschrän- 
kungen beruhen auf zwei Bundesbeschlüssen von 
1933 und 1935, von denen der letztere den ersten 
abgelöst hat. 

Die Genossenschaften, insbesondere die Kon- 
sumgenossenschaften, haben diesen Beschränkungen 
nicht gerufen, sie sind von ihnen nicht verlangt und 
nicht als notwendig erachtet worden. Wir standen 
iedoch dem Entwurf des 1. Bundesbeschlusses «Ge- 
wehr bei Fuss» gegenüber, weil die parlamen- 
tarischen Initianten bei der Anregung dieser 
Beschränkungen hoch und heilig erklärt hatten, es 
sei selbstverständlich, dass Selbsthilfe-Organisa- 
tionen diesen von ihnen gewünschten Beschränkun- 
gen nicht unterstellt würden. Damals, als die 
Herren Amstalden und Joss diese Erklärungen ab- 
gaben, ist es keinem Parlamentarier eingefallen, zu 
erklären, dass die Initianten mit ihren Vorbehalten 
den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem 
Gesetze verletzen. In der ersten Botschaft des 
Bundesrates wurde noch ausdrücklich erklärt, dass 
z.B. der Alle. Consumverein beider Basel mit seinem 
Kaufhaus unter die Beschränkungen falle, mit seinen 
Filialen dagegen nicht. Erst im letzten Augenblick 
kam auf Verlangen der Waadtländer Regierung und 
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des Schweiz. Gewerbeverbandes eine Ausdehnung 
der Beschränkungen auf Filialgeschäfte in die Vor- 
lage hinein. 

Um Klarheit zu schaffen, dass Genossen- 
schaften mit mehr als 4 Filialen nicht unter die Be- 
schränkungen fallen, stellte damals Ständerat Rudin 
in der vorberatenden Kommission des Ständerates 
den Antrag, dies ausdrücklich festzustellen. Die 
Mehrheit der Kommission und der Vertreter des Bun- 
desrates stimmten diesem Antrag zu, und Bundesrat 
Schulthess war sogar bei der Redaktion dieses, die 
Genossenschaft schützenden, Antrages aktiv tätig. 

Im Ständerat geschah das Unerhörte, dass ein 
Antrag seiner Kommission mehrheitlich verworfen 
wurde. Die Schutzbestimmung wurde gestrichen. 
Die Vorlage wurde mit unerhörter Hast behandelt 
und ging in der gleichen Session an den Nationalrat. 
Dort bildete wieder die Frage des Schutzes der Ge- 
nossenschaften den Streitpunkt; Bundesrat Schulthess 
erklärte, auch wenn die Konsumvereine den Be- 
schränkungen unterstellt würden, so würde in der 
Praxis doch eine wesentlichandere Haltung 
eingenommen, wenn ein Konsumverein eine 
Filiale verlange oder ein kapitalistisches Unter- 
nehmen. Die Genossenschaftsfreunde blieben da- 
mals bei der Abstimmung im Nationalrat in Minder- 
beit, 49 gegen 61 Stimmen. Eine Verschiebung von 
6 Mitgliedern hätte ein gegenteiliges Ergebnis be- 
wirkt. Tatsache ist, dass damals auch Nationalräte, 
die angeblich Freunde der Genossenschaftsbewegung 
sind, gegen die Schutzbestimmung für Konsum- 
vereine gestimmt oder sich absichtlich an der Ab- 
stimmung nicht beteiligt haben, um den V.S.K. für 
seine angeblich zu gouvernementale Haltung zu be- 
strafen. 

1933 wurde vonseiten des Bundesrates erkiärt 
es müsse zugegeben werden, dass diese Beschrän- 
kungen die Verfassung ritzen, dass sie jedoch, falls 
überhaupt weitergeführt, nach Ablauf nur auf dem 
Gesetzgebungswege verlängert werden dürften. 

Ende 1935 sollten die Beschränkungen fallen. 
Unter dem Regime dieses ersten Beschlusses waren 
die Kantone und Bundesbehörden zur Er- 
teilung oder Verweigerung von Bewilligungen zu- 
ständig. Die Handhabung in den einzelnen Kantonen 
war sehr verschieden, je nachdem die Kantons- 
regierungen sich vom Standpunkt der freien Wirt- 
schaft oder dem Schutze des Kleinhandels leiten 
liessen. Ein ganz krasser Fehlentscheid der Urner 
Regierung, der unserem Verbandsverein in Erstfeld 
mehrere tausend Franken Schaden verursachte, 
wurde vom Bundesrat korrigiert. Anderseits fasste 
auch der Bundesrat einen krassen Fehlentscheid 
betr. der Filiale Ursenbach des Konsumvereins 
Melchnau. Trotzdem dieser für seine Mitglieder die 
Solidarhaft statuiert hat und unter den Mitgliedern 
mindestens zwei waren, die allein für sich ein Mehr- 
faches der Genossenschaftsfinanzen hätten auf- 
bringen können, wurde erklärt, der Konsumverein 
Melchnau stehe unter dem bestimmenden finan- 
ziellen Einfluss des V.S.K., er sei dessen Filiale, 
darum bedürfe die Angliederung der Filiale Ursen- 
bach der Bewilligung, und die Bewilligung werde 
mangels Bedürfnis verweigert. Der Laden wurde 
amtlich mehrere Monate versiegelt, ohne Rücksicht, 
dass dabei vorhandene Vorräte verderben konnten. 
Der durch dieses amtliche Eingreifen erstrebte 
Zweck des Schutzes der Kleinhändler in Ursenbach 
wurde jedoch nicht erreicht, indem sich die Melch- 
nauer Mitglieder in Ursenbach nachher als eigene 
Genossenschaft konstituierten. 


Der Vollständigkeit halber sei hier in Erinne- 
rung gerufen, dass der erste Warenhausbeschluss 
von 1933 Veranlassung gab zur gemeinsamen Be- 
ratung der schweizerischen Genossenschaftsver- 
bände, zur Gründung des Zwischengenossen- 
schaftlichen Ausschusses, und zu der be- 
kannten Unterschriftensammlung, die die 
grösste Unterschriftenzahl ergab, die je- 
mals in einer Petition den Bundesbehörden über- 
reicht wurde. 

Im Jahre 1935 wurde bekannt, dass die Bundes- 
behörden, entgegen ihrer früheren Auffassung, eine 
Verlängerung des Warenhausbeschlusses um wei- 
tere zwei Jahre in Aussicht nahmen und wiederum 
auf dem Dringlichkeitsweg. Da man im Zwischen- 
genossenschaftlichen Ausschuss nicht überzeugt 
war, dass bei der Gestaltung der neuen Beschrän- 
kungsbeschlüsse die Mehrheit in den beiden Räten 
eine Schutzbestimmung für die Genossenschaften 
genehmigen würde, versuchte man auf anderem 
Wege zu einer befriedigenden Lösung zu kommen, 
nämlich durch direkte Verhandlungen mit 
der Spitzenorganisation der privaten Kleinhändler. 
Diese Verhandlungen führten zu einem befriedi- 
genden Ergebnis, einem Abkommen, das Bewilli- 
gungen für Genossenschaften, soweit solche erfor- 
derlich sein sollten, der Entscheidungsgewalt der 
Behörden entzog und einer sogenannten Paritä- 
tischen Kommission übertragen sollte, falls 
überhaupt aus Kleinhändlerkreisen Einsprachen er- 
folgen würden. Diese Vereinbarung wurde den 
Bundesbehörden zur Kenntnis gebracht und von 
beiden Interessentengruppen zur Berücksichtigung 
beim Verlängerungsbeschluss empfohlen. Die zu- 
ständige Verwaltungsabteilung des Bundes, das 
B.1.G. A. (Bundesamt für Industrie, Gewerbe und 
Arbeit), stimmte grundsätzlich zu, brachte jedoch 
immerhin gegenüber der vereinbarten Vorlage der 
beiden Spitzenorganisationen gewisse Verwässe- 
rungen an. Leider stiess auch dieser Vorschlag, der 
der Eigenart der Genossenschaften einigermassen 
Rechnung tragen sollte, im Ständerat auf Wider- 
stand. Die Rechtsgleichheit erlaube keine solche 
Berückschtigung der Genossenschaften. Mit einer 
Stimme Mehrheit wurde diese Lösung im Ständerat 
abgelehnt und konnte im Nationalrat nur durch eine 
Ausdehnung auf alle, auch die kapitalistischen 
Girossfilialgeschäfte, gerettet werden. 

Der Bundesbeschluss, die Warenhausbeschrän- 
kungen nun neuerdings um zwei Jahre, d.h. bis 
Ende 1937 zu verlängern, erfolgte am 27. September 
1935. Es ging dann bis gegen Ende des Jahres 1935, 
bis die Vereinbarung vom Bundesrat genehmigt 
wurde. Bis dahin mussten allfällige Bewilligungs- 
gesuche noch bei den amtlichen Instanzen ange- 
bracht werden. 

Die Paritätische Kommission stellte in ihrer 
konstituierenden Sitzung ausdrücklich fest, dass Ge- 
nossenschaften mit drei und weniger Filialen nicht 
unter die Beschränkungen fallen und allfällige Grün- 
dungen, Erweiterungen und Verlegungen ohne wei- 
teres als bewilligt erachtet würden, als ob ein Be- 
schränkungsbeschluss nicht existierte. 

Im April 1936 kam, wie ein Blitz aus heiterem 
Himmel, der sogenannte «Coldrerio-Be- 
schluss» des Bundesrates. Überzeugt, dass 
dieser Beschluss nur in Unkenntnis der Sachlage 
und der Konsequenzen vom Bundesrat gefasst 
wurde, hat der Sprechende in einer Audienz mit 
Herrn Bundesrat Obrecht eine Aufhebung, resp. 
Anderung des bundesrätlichen Entscheides angeregt. 


No. 27 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


329 


Bundesrat Obrecht erklärte, dass er die Auffassung 
habe, der Beschluss werde für die Konsumvereine 
nicht von Schaden sein. Er meinte, dass wir ja in 
der Paritätischen Kommission eine Instanz hätten, 
die diesen Beschluss unschädlich machen könne. 
Ich habe darauf erklärt, dass wir ein Wiedererwä- 
gungsgesuch stellen, aber zugleich oder vorher ver- 
suchen wollten, diesen Beschluss durch die Paritä- 
tische Kommission unschädlich zu machen. Bundes- 
rat Obrecht hat in einem Schreiben an den Spre- 
chenden ausdrücklich Kenntnis genommen, dass 
wir den Beschluss durch die Paritätische Kommis- 
sion für die Konsumvereine unschädlich machen 
wollten. Die Paritätische Kommission hat dann im 
Mai 1936 ausdrücklich beschlossen, sie halte sich an 
die Vereinbarung und an ihren ersten grundsätz- 
lichen Entscheid, Genossenschaften mit drei und 
weniger Filialen seien nach wie vor von der Bewil- 
ligungspflicht befreit. Aus grundsätzlichen Erwä- 
gungen wurde dann trotzdem ein ausführlich be- 
gründetes Wiedererwägungsgesuch an den Bundes- 
rat gerichtet und vom Bundesrat im August 1936 
wider Erwarten abschlägig entschieden. 
Zugleich erhielt die Paritätische Kommission ein 
Schreiben, in dem sie wegen ihres grundsätzlichen 
Entscheides gerüffelt und angewiesen wurde, in Zu- 
kunft auch für Genossenschaften mit drei und we- 
niger Filialen das Bewilligungsverfahren durchzu- 
führen. Die Paritätische Kommission unterzog sich 
diesem Entscheid, trotzdem der Text des Bundes- 
beschlusses Zweifel darüber lässt, ob der Bundesrat 
überhaupt zu einem solchen Befehl kompetent war, 
denn Art.6 erklärt ausdrücklich: «Der Bundesrat 
kann Grossunternehmen von der Beachtung des 
Art. 3 entbinden, sofern sie sich mit den zuständigen 
Verbänden des Kleinhandels vertraglich über die 
Eröffnung und Erweiterung von Filialgeschäften ver- 
ständigt haben.» 

Über die Haltung des Schweiz. Gewerbe- 
verbandes zu Bewilligungsgesuchen kann im all- 
gemeinen gesagt werden, dass die Spitzenleitung 
möglichst bestrebt ist, unseren Wünschen Rechnung 
zu tragen. Herr Dr. Blanc vom Schweiz. Gewerbe- 
verbands-Sekretariat, der die Sekretärgeschäfte der 
Paritätischen Kommission besorgt, hat auch Richt- 
linien aufgestellt, die mit jedem einlangenden Ge- 
such an die begrüssten Unterverbände und Unter- 
sektionen des Schweiz. Gewerbeverbandes gehen. 
Die begrüssten Sektionen und Unterverbände folgen 
jedoch nicht immer den Intentionen der Leitung und 
erheben oft in kleinlicher Weise Einwendungen, die 
dann von der Paritätischen Kommission geprüft wer- 
den müssen. 

In der Paritätischen Kommission sind beson- 
ders in den letzten Monaten die Entscheidungen 
meist im Sinne der Bewilligung erfolgt, oft 
allerdings unter Auferlegung von Bedingungen, 
die manchmal kleinlich anmuten, wie z.B. Ver- 
bot, Schaufenster zu erweitern oder zu benützen. 
Oft muss der Obmann den Stichentscheid geben, 
der in einem Punkte mit unserer Auffassung nicht 
übereinstimmt. Wir vertreten die Auffassung, dass 
in jeder Ortschaft die Konsumenten das Recht 
haben, eine Konsumgenossenschaft oder eine Filiale 
zu errichten, falls bisher noch keine Filiale bestand. 
Der Obmann will in solchen Fällen das Bedürfnis 
nicht anerkennen, wenn bereits andere Kleinhändler 
am Orte tätig sind. 

Im allgemeinen kann erklärt werden, dass die 
Zahl der abgelehnten Gesuche nicht 
gross ist, so dass nur eine kleine Zahl unserer 


Verbandsvereine benachteiligt wurde, aber für diese 
ist natürlich der Entscheid bemühend, und es ist 
kein Verbandsverein sicher, dass es ihm bei irgend- 
einer Erweiterungsabsicht nicht auch so gehen 
werde. Auch ist festzustellen, dass manche Ver- 
bandsvereine, die vielleicht Erweiterungen irgend- 
welcher Art durchgeführt hätten, mit diesen Plänen 
iedoch zurückhalten, bis die gesetzlichen Beschrän- 
kungen gefallen sind. 

Hauptsächlich zu beanstanden ist, dass die 
Gründung von neuen Konsumvereinen 
in Ortschaften, wo bisher keine bestanden haben, 
sozusagen verunmöglicht wird, trotzdem in 
Zeiten steigender Preise und der Teuerung das Be- 
dürfnis nach solchen Gründungen grösser ist als 
sonst. Einen Konsumverein ohne Anschluss an 
einen Verband zu gründen ist heute ja nicht ratsam. 

Nach den ausdrücklichen Erklärungen der Ver- 
treter ds Gewerbeverbandes und der 
Kleinhändlerverbände ist der Coldrerio- 
Beschluss von ihnen nicht verlangt und nicht 
begrüsst worden, und in einer Konferenz bei der 
Leitung des Bundesamtes hat der Zentralpräsident 
des schweiz. Speziererverbandes, Herr Lauri, diese 
Erklärung offiziell abgegeben, der Sinn der Verein- 
barung sei, dass Konsumvereine nicht be- 
schränkt werden sollten. Andere Speziererführer, 
wie z.B. Herr Nationalrat Cottier in Lausanne, ver- 
folgen eine andere Richtung und wollen anschei- 
nend die Konsumvereine mit Feuer und Schwert 
austilgen, wenn ihr erster Angriff auf die Einheits- 
preisgeschäfte Erfolg haben sollte. 

Dass der Coldrerio-Beschluss des Bundesrates, 
von dem wir übrigens trotz alledem annehmen 
müssen, dass die meisten Bundesräte ihn nicht ken- 
nen, zweierlei Recht schafft, indem sich kleine Spe- 
zierer ungehemmt niederlassen können, sei nur 
nebenbei erwähnt. 

Auf Grund aller dieser Vorgänge hat der 
Zwischengenossenschaftliche Aus- 
schuss beschlossen, in einer Eingabe an den 
Bundesrat bekannt zu geben, dass er eine Verlän- 
gerung des Bundesbeschlusses bekämpfen, und falls 
sie doch erfolgen sollte, die Unterstellung dieses Be- 
schlusses unter das Referendum verlangen werde. 

Dies geschah im März 1937. Im April mussten 
wir dann die Erfahrung machen, dass nicht nur ka- 
pitalistische Kreise, die natürlich durch die Be- 
schränkungen für ihre Betriebe eine kapitalistisch 
sich auswirkende Monopolstellung erlangt haben, 
tür eine weitere Verlängerung des Bundesbeschlus- 
ses eintreten, sondern sogar berufene Führer des 


(Gewerkschaftsbundes. Der Bundesrat hat an die 
regelmässig von ihm konsultierten, finanziell sub- 
ventionierten schweiz. Wirtschaftsverbände der 


V.S.K. gehört nicht dazu — ein Rundschreiben ge- 
richtet, ebenso an die Kantonsregierungen, wie sie 
sich zur Frage der Verlängerung und allfälligen An- 
derung des Beschlusses stellen. Soviel wir bis jetzt 
wissen, hat einzig der Verband schweiz. Ange- 
stellter — V.S. A. — in lapidarer Kürze sich für die 
Verlängerung, aber unter Ausschluss der Genossen- 
schaften von den Beschränkungen, ausgesprochen, 
ein Erfolg, der wesentlich der Basler Organisation 
des Angestellten-Verbandes unter tatkräftigem Vor- 
gehen eines Adiunkten des V.S.K. — Herrn Anton 
Sieber — zu verdanken ist, welcher an der Spitze 
des Basler Angestellten-Verbandes steht und ener- 
gisch für die Aufnahme dieses Schutzes der Genos- 
senschaften eintrat. Soviel wir wissen, haben die 
meisten Kantonsregierungen der Verlängerung und 
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der Dringlichkeit ohne Berücksichtigung der 
Wünsche über Genossenschaften zugestimmt. Was 
uns speziell interessiert, ist der Umstand, dass in 
der Antwort des schweiz. Gewerkschafts- 
bundes, von der wir eine Kopie erhielten, keine 
spezielle Berücksichtigung der Genossenschaften 
beantragt wird, sondern nur die Aufhebung des 
Coldrerio-Beschlusses, die auch vom 
schweiz. Gewerkschaftsbund postuliert wird. 

Bei dieser Sachlage entsteht für den V.S.K. 
und dem Zwischengenossenschaftl. Ausschuss die 
Alternative, sollen wir unter allen Umständen auf 
unserer absolut ablehnenden Haltung beharren, auf 
das Risiko hin, dass dann alles bleibt wie es nach 
dem Coldrerio-Beschluss des Bundesrates geworden 
ist, oder sollen wir unter Umständen für die zwei 
Jahre, um die der Warenhausbeschluss nochmals 
verlängert werden soll, 1938 und 1939, herauszu- 
holen suchen, was sicher herausgeholt werden 
kann, nämlich die Aufhebung des Coldrerio- 
Beschlusses. Sollen wir den Spatz in der Hand 
der Taube auf dem Dach vorziehen? 

Für welche Lösung in der Bundesversammlung, 
die, falls der Beschluss dringlich erklärt wird, end- 
gültig entscheidet, eine Mehrheit gewonnen werden 
kann, entzieht sich heute unserer Kenntnis; auffallend 
ist nur, dass weder im Ständerat noch im Na- 
tionalrat bei der dieser Tage erfolgten Beratung 
des Geschäftsberichtes des Bundesrates der Fehl- 
entscheid Coldrerio auch nur mit einem Wort er- 
wähnt oder kritisch besprochen worden ist. Hätte 
ich noch dem Nationalrat angehört, hätte ich die 
Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen, um hier mit 
allerschärfster Kritik einzusetzen, schon zur Vorbe- 
reitung der folgenden Aktion, Revision des Wirt- 
schaftsartikels. 

Wir verlangen demgemäss Ihre Zustimmung zu 
Ziffer 3 des Resolutionsbeschlusses, dass Sie uns 
den Auftrag und die Kompetenz geben, solche Mass- 
nahmen vorzukehren und denselben zuzustimmen, 
die im gegenwärtigen Moment für unsere Bewegung 
das kleinere Uebel darstellen.» 

Den Antrag des Berner Kreises vertritt Nat.-Rat 
Grimm. Er weist einleitend darauf hin, dass es 
sich nicht um eine Statutenrevision handle, son- 
dern nur um eine Motion, auf Grund welcher die 
Verbandsbehörden prüfen sollen, in welcher Form 
dem eigentlichen Zweck des Berner Antrages ent- 
sprochen werden könne. Er habe schon in Zürich 
anlässlich der Diskussion über die Bezugspflicht- 
Paragraphen auf die Gefahr der Bestimmung und 
die Möglichkeit, dass die Behörden in derselben einen 
Vorwand zur Hemmung unserer Bewegung finden 
könnten, hingewiesen. Aus taktischen Gründen gelte 
es heute deshalb, den Behörden ieden Vorwand zur 
Behandlung der Genossenschaften gemäss dem Col- 
drerio-Entscheid zu nehmen. Man müsse aus den 
anlässlich der parlamentarischen Beratungen im 
Jahre 1935 gemachten Erfahrungen lernen. Trotz 
gewisser Aussichten auf Aufhebung des Coldrerio- 
Entscheides müsse man sich klar sein, dass in 
letzter Linie doch die Bundesversammlung und 
nicht der Bundesrat entscheide. Angesichts der Un- 
sicherheit in dieser Beziehung müsse man auf Ueber- 
raschungen gefasst sein. 

Der Votant teilt den Optimismus von Dr. Jaeggi 
bezüglich der Verdoppelung des Umsatzes unserer 
Vereine, besonders der kleinen auf dem Lande, nicht. 

Den ablehnenden Standpunkt der Verbands- 
behörden vertrat Herr Maire, Vizepräsident der 
Verwaltungskommission des V.S.K. 


Referat von Herr Maire 
zum Antrag des Kreises Illa. 


«Der Kreis Illa wünscht, dass die Verbands- 
statuten wegen des Falles Coldrerio revi- 
diert werden. Bekanntlich hat der Bundesrat im 
Falle Coldrerio einen Beschluss gefasst, laut wel- 
chem die Verbandsvereine wegen der in den Sta- 
tuten festgelegten Bezugspflicht als Filialen des 
V.S.K. betrachtet werden. 

Der Kreis IIla glaubt, die Folgen dieses Be- 
schlusses dadurch beseitigen zu können, dass der 
Text des Al. b des $ 17 der Statuten, der die Be- 
zugspflicht vorsieht, abgeändert wird. Dieses Alinea 
beginnt folgendermassen: «den Bedarf an Waren 
ausschliesslich durch den Verband zu decken». 

Der Kreis Illa schlägt vor, diesem Satz die vier 
Worte «auf Grund zweiseitiger Abkommen» beizu- 
fügen, so dass der neue Text wie folgt lauten würde: 

«b) den Bedarf an Waren auf Grund zweiseitiger 
Abkommen ausschliesslich durch den Verband 
zu decken». 


Die Neuerung würde darin bestehen, dass die 
Vereine nicht einfach durch die Statuten der Be- 
zugspflicht unterstellt werden, sondern diese Pflicht 
erst erwachsen würde, nachdem ein diesbezüg- 
liches Abkommen mit dem V.S.K. abgeschlossen 
worden wäre. 

In Bezug auf den Fall Coldrerio ist festzu- 
stellen, dass derselbe mit dem Beschluss betreffend 
das Warenhausverbot im Zusammenhang steht. Be- 
kanntlich ist dieser Beschluss bis Ende Dezember 
1937 befristet. Zwar besteht die Möglichkeit, 
dass er für eine gewisse Periode verlängert wird. 
Trotzdem stellt er eine vorübergehende Mass- 
nahme dar. Die Statuten des V.S.K. aber sind be- 
stehende Satzungen, die für längere Zeit Gültig- 
keit haben sollen. Sie können selbstverständlich ab- 
eeändert werden, sollten aber nicht von Zufällig- 
keiten abhängig sein. 

Ferner ist in Betracht zu ziehen, dass der Be- 
schluss Coldrerio allgemein als ein Fehlent- 
scheid bezeichnet worden ist. Sogar die Ver- 
treter des Gewerbeverbandes sind in diesem Urteil 
mit uns einig. Jeder vernünftig denkende Bürger 
und jede klar sehende Hausfrau wird zugeben müs- 
sen, dass die Verbandsvereine effektiv keine Filialen 
des V.S.K. sind. Tatsächlich sind die Verbands- 
vereine unabhängig. Der V.S.K. mischt sich 
in keiner Weise in ihre internen Angelegenheiten. 
Die Organe der Vereine, besonders Verwaltung und 
Kontrollstelle, werden von den Mitgliedern frei 
gewählt. Der V.S.K. hat bei der Wahl des Perso- 
nals, Festsetzung des Sortimentes und Bestimmung 
der Preise nicht zu intervenieren. Über die Ver- 
wendung des Finanzergebnisses entscheiden ein- 
zig und allein die Organe des Vereins. Die Ver- 
eine können jederzeit ihren Austritt geben, wie sie 
auch freiwillig Mitglied des Verbandes gewor- 
den sind. Schlussendlich ist die höchste Be- 
hörde des V.S.K. die Delegiertenver- 
sammlung, die aus Delegierten der Vereine zu- 
sammengesetzt ist. Somit bestimmen die 
VereinedieAngelegenheitendes V.S.K,, 
und nicht umgekehrt der V.S.K. diejeni- 
gen der Vereine. 

Nicht nur die Vertreter des Mittelstandes be- 
trachten den Beschluss Coldrerio als einen Fehl- 
entscheid. Auch die Amtsstellen in Bern sind zur 
Einsicht gekommen, dass es ein Irrtum war, die 
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Verbandsvereine als Filialen des V.S.K. anzusehen. 
Es besteht die grosse Wahrscheinlichkeit, dass bei 
einer eventuellen Verlängerung des Warenhaus- 
verbotes die Folgen des Entscheides Coldrerio ir- 
gendwie beseitigt werden. Wenn nun aber gerade 
im Moment, da die diesbezüglichen Unterhand- 
lungen Aussicht auf Erfolg haben, die Delegierten- 
versammlung des V.S.K. diesen Entscheid als blei- 
bende Tatsache hinnimmt, wäre unsere Forderung 
für dessen Beseitigung gefährdet. 

Selbst bei Annahme des Antrages des Kreises 
Illfa würden die Amtsstellen des Bundes die Ver- 
bandsvereine des V.S.K. weiterhin zu Filialen des 
V.S.K. stempeln, solange der Entscheid Coldrerio 
nicht prinzipiell aufgehoben ist. Coldrerio wurde 
wegen der Bezugspflicht an und für sich als Filiale 
erklärt. Ob die Bezugspflicht durch die Statuten 
oder durch ein zweiseitiges Abkommen 
kommt auf das gleiche heraus. Nicht die Art des 
Zustandekommens ist massgebend, sondern die 
Tatsache selbst. Wenn ein Unterschied gemacht 
würde, ist festzustellen, dass die Bindung der Ver- 
eine durch Abkommen eine engere ist als durch die 
Statuten. In den Lieferungsabkommen, welche der 
V.S.K. mit einer gewissen Anzahl Verbandsvereine 
abgeschlossen hat, verpflichtet sich effektiv der be- 
treffende Verein, alle seine Waren durch den 
V.S.K. zu kaufen. Die Bezugspflicht in den Sta- 
tuten dagegen sieht Ausnahmen vor, indem die- 
selbe nur so weit besteht, als der V.S.K. « die 
Waren in den entsprechenden Qualitäten zu glei- 
chen Bedingungen wie die Konkurrenz zu liefern 
imstande ist ». 


Nationalrat Grimm sagte ausdrücklich, der 
Bundesratsbeschluss im Falle Coldrerio sei ein 
Vorwand; und wenn dem so ist, so würde man 


später leicht einen anderen Vorwand finden können. 

Ein französisches Sprichwort sagt: «Wenn man 
einen Hund totschlagen will, so sagt man: er ist 
toll.» 

Herr Nationalrat Grimm meint, dass wir vor 
der Macht des Bundesrates uns zurückziehen soll- 
ten. Herr Grimm ist sonst nicht dafür bekannt, dass 
er sich vor bundesrätlichen Entscheidungen so rasch 
und gerne beuge. 

Eine Rückrevision der Statuten im Sinne des 
Antrages des Kreises IIla wäre nicht allein ein 
schwächliches Nachgeben gegenüber dem Bundes- 
rat, sondern würde besonders auch von unseren 
wirtschaftlichen Gegnern als ein Erfolg ihrer Aktion 
gegen die Genossenschaften betrachtet und würde 
für sie eine Aufmunterung bedeuten. 

Um die Zweckmässigkeit des Antrages des 
Kreises IIla näher zu prüfen, muss man sich fragen, 
warum die Bezugspflicht in die Statuten des 
V.S.K. aufgenommen worden ist. Es handelte sich 
seinerzeit nicht um einen Zufall. Bekanntlich wurde 
im Jahr 1935 die Statutenrevision durchgeführt, um 
einen engeren Kontakt zwischen dem V.S.K. und 
seinen Mitgliedern herbeizuführen und die Leistun- 
gen des V.S.K. sowie die der einzelnen Konsum- 
genossenschaften zu erhöhen. Zu diesem Zwecke 
wurden folgende Hauptänderungen vorgenommen: 


1. Die Einführung der Abonnementspflicht der 
Verbandsblätter. 

2. Die Revisionspflicht. 

3. Die Bezugspflicht. 

Diese Neuerungen sind nicht plötzlich einge- 


führt worden. Schon die Delegiertenversammlung 
des Jahres 1932 in Interlaken hatte besonders in 


besteht, 


bezug auf die Artikel 17b (Bezugspflicht) und Ar- 
tikel 17e (Revisionspflicht) einer Interpretation der 
Statuten zugestimmt, die den Vereinen diese Pflich- 
ten faktisch bereits auferlegte. 

Es ist notwendig, daran zu erinnern, dass schon 
vor 1932 und in den folgenden Jahren bis zur Dele- 
giertenversammlung des Jahres 1935 in Zürich die 
Statutenrevision und speziell die Bezugspflicht, 
hauptsächlich in den Kreiskonferenzen, so oft und so 
einlässlich behandelt worden sind, dass alle unsere 
Vereine über deren Notwendigkeit absolut orien- 
tiert waren. Beweis dafür ist, dass in der Abstim- 
mung über dieses Alinea sich anlässlich der Dele- 
giertenversammlung in Zürich 308 Stimmen für die 
Annahme und nur 91 sich dagegen ausgesprochen 
haben. Noch bezeichnender ist, dass in der Schluss- 
abstimmung über die Annahme der Statuten die- 
selben mit allen gegen nur 3—4 Stimmen angenom- 
men worden sind. 

Die Annahme des Antrages des Kreises Illa 
hätte tatsächlich die Aufhebung des Artikels 17b 
zur Folge. Wenn die Bezugspflicht nur «auf Grund 
zweiseitiger Abkommen» möglich ist, so kann sie 
nur da bestehen, wo der betreffende Verein sich da- 
mit einverstanden erklärt. Es genügt, dass der Ab- 
schluss eines Abkommens aus irgendeinem Grunde 
von einem Verein abgelehnt wird, um die Bezugs- 
pflicht gleichzeitig auch abzulehnen. Diese Folge 
liegt sicher nicht im Willen der heutigen Dele- 
giertenversammlung. 

Die praktische Einführung der Bezugspflicht 
laut Antrag des Kreises Illa, das heisst der Abschluss 
von zweiseitigen Abkommen mit allen Vereinen, 
würde enorm viel Zeit in Anspruch nehmen. 
Man stelle sich den Zeitaufwand vor, der notwendig 
wäre, um mit 500 Verbandsvereinen solche Verein- 
barungen zu treffen. Die moderne Konkurrenz und 
der erbitterte Kampf mit den kapitalistischen Unter- 
nehmungen erlauben keine derartige Verwendung 
von Zeit und Arbeitskraft. Die Macht der gross- 
kapitalistischen Unternehmungen liest in der 
grossen Kaufkraft. Die Genossenschaftsbewegung 
wird nur dann erfolgreich gegen sie kämpfen kön- 
nen, wenn die Kaufkraft der Vereine beim 
V.S.K. konzentriert wird. Diese Konzentration 
wird am besten und raschesten durch die statuta- 
risch festgelegte Bezugspflicht erreicht. 

Man kann sich fragen, ob die Hoffnungen, die 
man bei der Statutenrevision auf die Bezugspflicht 
setzte, sich nicht erfüllt haben. Wenn das der Fall 
wäre, könnte event. eine Revision in Erwägung ge- 
zogen werden. Erfreulicherweise aber kann fest- 
gestellt werden, dass sich die Bezugspflicht im In- 
teresse der Vereine und des V.S.K. reibungslos 
auswirkt. Die Fassung des $ 17b ist eine so large, 
dass kein Verein sich beim Einkauf mit Recht ge- 
hemmt fühlen kann. Die Bezugspflicht besteht nur, 
«wenn der V.S.K. die Waren in den entsprechen- 
den Qualitäten zu gleichen Bedingungen wie die 
Konkurrenz zu liefern imstande ist». In den selten 
eintretenden Fällen, wo der V.S.K. aus irgend- 
einem Grunde etwas ungünstiger ist als seine Kon- 
kurrenz, steht es den Vereinen frei, dort zu kaufen. 
Glücklicherweise kommt das selten vor. Meistens 
geben die Vereine dem V.S.K. von den besseren 
Offerten der Konkurrenz Kenntnis. Es wird dann 
jedesmal geprüft, aus welchem Grunde es der Kon- 
kurrenz möglich ist, billiger zu sein, wobei meistens 
die Qualität mitspielt. Fast immer wird eine Lösung 
gefunden, die den Einkauf beim V.S.K. ermöglicht. 


332 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


No. 27 


Die large Auslegung der Bezugspflichtbestim- 
mung vonseiten des V.S.K., welche vor der Sta- 
tutenrevision zugesichert wurde, erlaubt den Ver- 
einen, die eigenen Mitglieder und ortsansässigen Fa- 
brikanten zu berücksichtigen, so dass auch nach 
dieser Richtung hin kaum ein Verein Gelegenheit 
haben wird, sich über die Handhabung der Bezugs- 
pflicht zu beklagen. 

Die Einführung der Bezugspflichtt hat dem 
V.S.K. eine Umsatzerhöhung gebracht. Der 
Umsatz des Jahres 1935 weist, obwohl die Statuten 
erst im Juni des gleichen Jahres angenommen wur- 
den, bei eher sinkenden Preisen eine Erhöhung von 
rund 8,700,000 Franken auf. Die Umsatzerhöhung 
des Jahres 1936 beträgt dem Jahre 1935 gegenüber 
rund 11,000,000 Franken. In den 5 Monaten Januar/ 
Mai 1937 erreichte der V.S.K. einen Umsatz von 
79,600,000 Fr. Das bedeutet den gleichen Monaten 
des Jahres 1936 gegenüber eine Erhöhung von 
9,600,000 Fr. = 13,7 °/'o und den gleichen Monaten 
des Jahres 1935 gegenüber, also vor Einführung der 
Bezugspflicht, eine Erhöhung von über 12,000,000 
Franken = 18,4 0. 

Resümierend stellen wir fest, dass die Abände- 
rung der Statuten im Sinne des Antrages des Kreises 
IHa zufälligen und vorübergehenden Ver- 
hältnissen Rechnung tragen würde, während die 
Aufrechterhaltung der Bezugspflicht, wie sie im 
$ 17, Al. b, der Statuten festgelegt ist, eine notwen- 
dige Bedingung für die weitere Entwicklung unserer 
Genossenschaftsbewegung darstellt. 

Aus diesem Grunde empfehlen Verwaltungs- 
kommission und Aufsichtsrat der Delegierten- 
versammlung Ablehnung des Antrages des 
Kreisverbandes IIla und Übergang zur 
Tagesordnung.» 

Eymann-La Chaux-de-Fonds begründet, wes- 
halb der Kreisverband II die Behandlung des Waren- 
hausbeschlusses unter einem besonderen Traktandum 
gewünscht hat. Er ist von der vorgelegten Reso- 
lution der Verbandsbehörden nicht ganz befriedigt. 
Sie halte sich zu wenig an die anlässlich der Kreis- 
versammlungen angenommenen Resolutionen, wie 
auch die mit über 567,000 Unterschriften versehene 
Enquete. Er verlangt gegenüber der Tatsache, dass 
der Warenhausbeschluss andern, nicht zuletzt den 
Grossunternehmen, ein Monopol verschaffe, eine 
offensivere Haltung und beantragt deshalb, die vor- 
geschlagene Resolution noch dahin zu erweitern, 
dass die Verbandsbehörden beauftragt werden, in 
Verbindung mit dem Zwischengenossenschaftlichen 
Ausschuss, unter allen Umständen die 
freie Entwicklung der Selbsthilfegenossen- 
schaften zu verteidigen. 

Redaktor Heeb-Zürich wünscht, dass V.S.K. 
und ieder einzelne Verein das Maximum dessen 
leisten, was überhaupt möglich ist. Hiezu gehöre 
vor allem die restlose Durchführung der 
Bezugspflicht. Wir müssen alles tun, um 
überlegen zu werden, und an keinem Ort etwa 
auf den Lorbeeren ausruhen. Im Hinblick auf diese 
Lebensfrage bedeute der Antrag Bern nur eine 
Nebenfrage. Heeb ist der festen Ueberzeugung, dass 
die Bezugspflicht in der heutigen Form jedem ein- 
zelnen Verein zum Vorteil gereicht. 

Nationalrat Huber-St. Gallen bedauert den 
Antrag Bern, da er von derfalschen Meinung 
ausgehe, dass die Bezugspflicht der eigentliche Grund 
zum Coldrerio-Entscheid sei. Könne man wirklich 


glauben, dass der Bundesrat keinen Vorwand mehr 
finden werde? Er habe sich ja auch über die Bundes- 


verfassung hinweggesetzt. Vor allem sei es wichtig, 
im gegenwärtigen Moment geschlossen und 
einig zu sein. Nationalrat Huber stellt deshalb 
einen Vermittlungsantrag, der die Reso- 
lution der Verbandsbehörden noch mit einer Ziffer 4 
folgenden Inhalts ergänzen möchte: 


4. «Die Verbandsbehörden werden beauftragt, zu 
prüfen und darüber der nächsten Delegiertenver- 
sammlung Bericht und Antrag vorzulegen, ob und 
wie durch eine Aenderung der statutarischen Be- 
stimmungen über die Bezugspflicht dem Bundes- 
rat auch jeder Schein eines Vorwandes entzogen 
werden soll für eine genossenschaftsfeindliche 
Haltung, wie er sie im Falle Coldrerio einge- 
nommen hat.» 


Dudan, Genf, findet es — unter dem Beifall 
der Versammlung — nicht richtig, dass anlässlich der 
Beratung des Geschäftsberichtes des Bundesrates im 
Parlament die dort anwesenden Genossenschafter, 
inkl. die zwischengenossenschaftliche Gruppe, ihre 
Stimme nicht gegen das Vorgehen des Bundesrates 
im Falle Coldrerio erhoben haben. Als Genossen- 
schafter hätten sie auch im Parlament auf dem 
Posten zu stehen. 

Nationalrat Huber sucht mit dem Hinweis auf 
die Mannigfaltigkeit der Parlamentsgeschäfte und 
der Unmöglichkeit, bei jeder Gelegenheit die Stimme 
der Kritik zu erheben, die Bedenken von Dudan zu 
zerstreuen. 

Nachdem damit die Diskussion erschöpft war, 
erhielten die drei Referenten noch einmal das Wort 
zu ihren Schlussbemerkungen. 

Dr. Schär glaubt, dass mit dem, was der 
Berner Antrag erreichen will, bald alle Vereine zu 
Filialen des V.S.K. werden. Der Antrax sei aus 
Unkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse gestellt 
worden. Er bittet, in die Verwaltungskommission 
des V.S.K. Vertrauen zu haben, die bestimmt 
das Bestmögliche für die Beweerung herauszuholen 
bestrebt sei. 

Nationalrat Grimm betont noch einmal, dass 
es ihm nicht auf die Form, sondern auf eine ge- 
schlossene Stellungnahme der Versammlung an- 
komme. 

Herr Maire hält dafür, dass man die ge- 
wünschte Einstimmigkeit am besten zum Ausdruck 
bringen könne, wenn man den Anträgen der Ver- 
bandsbehörden zustimme. Die Bezugspflicht habe 
sich bewährt. Er richtet an die Versammlung den 
Appell, an der in Zürich beschlossenen Form der 
Bezugspflicht festzuhalten. 

Damit ist die Aussprache über diese beiden 
Traktanden beendet und der Moment der Abstim- 
mung gekommen. 

Da geschah das, was wohl die wenigsten er- 
wartet hatten: Als Hüter und Wächter über eine 
minutiöse Innehaltung der Bestimmungen von Sta- 
tuten und Geschäftsordnung gab der Vorsitzende 
bekannt, dass gemäss $ 32 der Statuten ausser den 
in der Tagesordnung verzeichneten Anträgen keine 
neuen mehr zur Abstimmung webracht werden 
können. 

$ 32 lautet: 

«Die Verbandsvereine, sowie die Kreisverbände haben 
das Recht, Anträge und Wahlvorschläge an die Delegier- 
tenversammlung einzureichen. Solche Anträge und Wahl- 
vorschläge müssen der Verwaltungskommission spätestens 
4 Wochen vor der Delegiertenversammlung mitgeteilt wer- 
den und sind den Verbandsvereinen unverzüglich zur 
Kenntnis zu bringen. Die Anträge können nur dann mate- 
riell behandelt werden, wenn darüber bereits ein Gut- 


achten der Verwaltungskommission und des Aufsichtsrates 
vorliegt.» 
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Damit fiel der Vermittlungsantrag von National- 
rat Huber, dem bei Zulassung zweifellos eine er- 
drückende Mehrheit, wenn nicht gar volle Einmütig- 
keit sicher gewesen wäre, dahin. Der Versammlung 
bemächtigte sich eine gewisse Unruhe und Unsicher- 
heit, die noch gesteigert wurde durch das Fehlen 
eines Lautsprechers, der wenigstens die gute Ver- 
ständlichkeit der Uebersetzungen garantiert hätte. 

Die Abstimmung für die Resolution der Ver- 
bandsbehörden ergab die Annahme mit 230 zu 220 
Stimmen, während der Antrag des Berner Kreises 
mit 282 zu 194 Zustimmung fand. 

Ueber die Bedeutung dieser Resultate ist im 
Leitartikel in der letzten Nummer des «Schweiz. 
Konsum-Verein» das Wesentliche ausgeführt wor- 
den. Ob das zahlenmässige Ergebnis der Abstim- 
mungen bei etwas ruhigerer Atmosphäre mehr im 
Sinne der Verbandsbehörden ausgefallen wäre, ist 
jetzt nicht entscheidend. Die Ergebnisse hätten auch 
bei einem frühzeitigeren Abbruch und Ansetzung 
einer Sitzung auf den Sonntag Morgen zu dem 
Schlusse geführt — und das ist schliesslich auch der 
Sinn beider Anträge — dass von den Verbands- 
behörden erwartet wird, dass sie alle Möglich- 
keiten ausnützen, um der Genossen- 
schaftsbewegungeine durchkeinebe- 
hördlichen Schikanen gehemmte Ent- 
wicklung zusichern — 

Die Zeit drängte. Nach Erledigung der Aus- 
sprache über den Warenhausbeschluss, der die Ver- 
sammlung bis über die Nachtessenszeit hinaus be- 
schäftigt, findet der Antrag des Konsumvereins 
Arbon auf Uebernahme der Auslagen für die Ver- 
sicherungsanstalt durch den V.S.K, ohne dass die 
vorgesehenen Referenten, die Herren Naef, Prä- 
sident des Konsumvereins Arbon, und Zellweger, 
Mitglied der Verwaltungskommission des V.S.K., 
das Wort ergriffen, einmütige Zustimmung. 

In den Aufsichtsrat des V.S.K. wird an Stelle 
des zurücktretenden Dr. A. Suter-Lausanne Albert 
Tannaz-Lausanne, Präsident des Kreisverbandes |, 


und an Stelle des verstorbenen Gottlieb Schweizer, 
Schmid-Gränichen, Verwalter des dortigen Ver- 
bandsvereins und Präsident des Vorstandes des 
Kreises V, gewählt. In Ehrung der Verdienste von 
Dr. A. Suter erhebt sich die Versammlung von 
den Sitzen. Den beiden Neugewählten die besten 
Wünsche für ihre neue Aufgabe! 

In die Kontrollstelle tritt an Stelle des 
austretenden Verbandsvereins Biasca der Allge- 
meine Konsumverein Erstield und Urner Ober- 
land. Liestal hatte vorher seine Nomination frei- 
willig zurückgezogen. 

Nächstes Jahr soll die Delegiertenversammlung 
in Lausanne stattfinden. Für 1939 hat sich, im 
Blick auf die Landesausstellung, schon Zürich ange- 
meldet. Und 1940 soll, wie der Vorsitzende kundtat, 
Basel die Ehre haben, die Jubiläumstagung durch- 
zuführen. 

Mit dem allgemeinen Dank an alle, die bei der 
Durchführung der Delegiertenversammlung irgend- 
wie tätig waren, vor allem an den Uebersetzer, Prof. 
Vellemann, und den Protokollführer, Dr. H. Fau- 
cherre, Mitglied der Verwaltungskommission des 
V.S.K., sowie Präsident Fürer und Verwalter Bader 
von Interlaken, und den besten Wünschen für die 
weitere Entwicklung der Genossenschaftsbewegung 
schloss Dr. Jaeggi, dem als Versammlungsleiter 
dieses Mal eine besonders schwere Aufgabe zuge- 
fallen war, die an Eindrücken so reiche Delegierten- 
versammlung. — Dankend erwähnt seien am Schlusse 
unseres Berichtes die fröhlichen Worte, die Herr 
Chefmonteur Wägeli den Gästen im «Royal» vortrug. 

Eine nette Erinnerung an die Delegiertenver- 
sammlung in Interlaken wird den Delegierten der 
für sie bestimmte, in Holz gefasste, Notizblock sein. 
Den Deckel ziert das in Holz geschnitzte Verbands- 
wappen mit seinem «Viribus unitis» — Wir 
hoffen, dass alle Delegierten in diesem Zeichen heim- 
gekehrt sind und in diesem Zeichen auch 
weiterhin in der Arbeit und im Dienst für die grosse 
schweizerische Konsumentenschaft stehen werden. 


Die Neubestellung des Genossenschaftsrates 
im Lebensmittelverein Zürich (L.V. Z.). 


Am Samstag, den 26. Juni 1937, fand in Zürich 
beim Lebensmittelverein die Neuwahl des Genos- 
senschaftsrates statt. Stimmberechtigt waren zirka 
10,500 Mitglieder, deren Anteilschein mindestens 
einen einbezahlten Betrag von Fr. 5.— aufwies und 
deren rückvergütungsberechtigte Bezüge im ver- 
gangenen oder im laufenden Jahr mindestens 200 
Franken betrug. Diese Mitglieder erhielten recht- 
zeitig den Stimmrechtsausweis, enthaltend eine 
Wegleitung zu den Wahlen und drei verschiedene 
Wahlvorschläge: 1. Bürgerliche Vereinigung, 2. So- 
zialdemokratische Partei und 3. Kommunistische 
Partei. 

An der Wahl, welche an der Urne in 54 Ab- 
lagen des L. V.Z. in der Zeit von 4—7 Uhr vor sich 
ging, beteiligten sich rund 52 Yo der stimmberech- 
tigten Mitglieder. Es gingen 5426 Stimmzettel ein. 
Davon waren 2732 sozialdemokratische, 2417 bür- 
gerliche und 277 kommunistische Listen. 

Die Gesamtzahl der auf die einzelnen Parteien 
entfallenen Listen- und Einzelstimmen betrug 
325,560. Davon entfallen auf die Sozialdemokraten 
164,248, auf die Bürgerliche Vereinigung 144,875 und 


auf die Kommunisten 16,437. Die insgesamt 60 Man- 
date des Genossenschaftsrates verteilen sich nun- 
mehr auf die einzelnen Gruppen wie folgt: Sozial- 
demokraten 30, Bürgerliche Vereinigung 27 und 
Kommunisten 3. S.P. und K.P. gewannen je einen 
Sitz auf Kosten der bürgerlichen Liste. (Die letzte 
Wahl fand 1933 statt.) 

Den Wahlen ging ein ziemlich heftiger Wahl- 
kampf in der Presse voraus. Es ist vor allem sehr 
bedauerlich, dass die sog. «Stille Wahl», wie sie in 
den Statuten vorgesehen ist, nicht durchgeführt 
werden konnte. Eine kleine Gruppe unzufriedener 
Gewerkschafter verhinderte an der Versammlung 
der Sozialdemokratischen Partei mit einer Stimmen- 
mehrheit von nur 31 die stille Wahl. Zugleich stell- 
ten diese Leute unter Führung eines Sekretärs des 
Lokalsekretariates des V.H.T.L., Zürich, eine 
eigentliche Liste von Gewerkschaftern auf, um deren 
Einfluss im Genossenschaftsrat zu verstärken. Diese 
Liste umfasste 11 Namen. Später wurde hinter den 
Kulissen Weisung erteilt, diese 11 gewerkschaft- 
lichen Kandidaten zu kumulieren und dafür andere 
Namen, meistens bisherige, bewährte Vertreter des 
Genossenschaftsrates, zu streichen. Die Opposition 
richtete sich nicht zuletzt gegen den bisherigen Ver- 
treter in der Verwaltungskommission, Genossen- 


334 


schafter Redaktor Friedrich Heeb, dessen sachliche 
und vernünftige Haltung in gewissen Personalfragen 
einigen Heißspornen der Gewerkschaft V.H.T.L. 
missfiel. Der Anschlag wurde glänzend abgewehrt. 
Von den 11 Kandidaten des V.H.T.L. wurden nur 
3in den Rat gewählt. Genossenschafter F. Heeb er- 
hielt von den unkumulierten Kandidaten die höchste 
Stimmenzahl, nämlich 3190. Damit wurde Genos- 
senschafter Heeb für seine jahrelange, hervor- 
ragende und uneigennützige Mitarbeit im L. V.Z. 
und im Genossenschaftswesen im allgemeinen der 
schon längst verdiente Dank erstattet. 


Im Anschluss an diesen Wahlbericht wird es 
unsere Genossenschafter in- und ausserhalb Zürichs 
Mauern interessieren, welche vortrefflichen Worte 
Redaktor Fr. Heeb dem Wahlausgang im «Volks- 
recht» widmet und welche Schlussfolgerungen da 
gezogen werden: 


«Auch der Wahlerfolg, den unsere Partei bei 
den Genossenschaitsratswahlen vom letzten Sonn- 
tag unzweifelhaft erzielte, kann uns nicht abhalten, 
zu erklären, dass es richtiger gewesen wäre, wenn 
unsere Parteiversammlung vom 22. April d. J. der 
nach den neuen Statuten des Lebensmittelvereins 
zulässigen «stillen Wahl» zugestimmt hätte. 
Diese stille Wahl ist — zum Teil seit Jahrzehnten 
— in einer Reihe anderer Orte der Schweiz üblich, 
ja selbstverständlich geworden, weil unsere dor- 
tigen Genossen eingesehen haben, dass die Nach- 
ahmung der politischen Wahlkämpfie, wie sie in 
der Gemeinde und im Staat geführt werden, der 
Konsumgenossenschaft nicht gerade besonders 
nützlich ist. In Bern, Biel, Winterthur, 
Frauenfeld, wie im Bereich anderer lokaler 
Konsumgenossenschaften, wird diese stille Wahl 
seit langem vorgenommen. Kein Genosse wird 
deshalb behaupten wollen, die Sozialdemokra- 
tische Partei und Bewegung sei an diesen Orten 
weniger tauglich, weniger grundsatziest als in 
Zürich. 

Für machtpolitische Kämpfe und gegenseitige 
Befehdungen eignet sich der Boden, auf dem die 
Konsumgenossenschaften zu arbeiten, zu agitieren 
und sich auszubreiten haben, absolut nicht. Keine 
Partei oder Richtung kann hier ungestraft, ohne 
die Genossenschaftsbewegung ideell und materiell 
schwer zu schädigen, ihre «kompakte Mehrheit» 
zur Anwendung bringen. Die Arbeit in der 
Genossenschaft und für die Genossen- 
schaft ist durchaus freiwilliger Art, 
und man soll über jeden und jede, die 
sich zuihr ehrlich bereit finden, froh 
sein. Der Gewaltstandpunkt der einen gegen 
die andern kann in der Konsumgenossenschaft nur 
dazu führen, dass jene, die sich an die Wand ge- 
drückt, die sich benachteiligt fühlen, der Institu- 
tion als Konsumenten, als Käufer und Mitglied den 
Rücken kehren. 


Weil dem nun einmal so ist, sind wir auch 
überzeugt, dass durch die Neuwahl des Genossen- 
schaftsrates am 26. Juni 1937 im LVZ praktisch 
nichts von Bedeutung anders werden kann oder 
anders werden wird. Sozialdemokraten und Kom- 
munisten hatten schon seit 1933 mit zusammen 31 
von insgesamt 60 Mandaten die Mehrheit. Die 
Verstärkung dieser Mehrheit um zwei Mandate 
wird am Kurs des Lebensmittelvereins auf keinem 
Gebiet eine Änderung bringen können. Das Wort 
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Co-operation, die Devise der Konsumgenos- 
senschaften aller Länder, stammt aus dem Eng- 
lischen und es bedeutet Zusammenarbeit. 
Diese Zusammenarbeit ist heute und in den näch- 
sten Jahren nötiger als je, wenn die Genossen- 
schaften sich der Anfeindungen und Bedrohungen, 
denen sie von den verschiedensten Seiten ausge- 
setzt sind, mit ganzem Erfolg erwehren wollen.» 


H.R. 


Europa - Studienland 
für amerikanische 
Genossenschafter. 


Erfreulich gross ist das Interesse, mit dem das genossen- 
schaftliche Amerika den genossenschaftlichen Institutionen 
Europas entgegentritt. Bezeichnend dafür sind die vielen 
Reisen, die eigens zum Zwecke des Studiums genossenschait- 
licher Einrichtungen Europas in den Vereinigten Staaten orga- 
nisiert wurden. 

So verlässt am 29. Juli an Bord des englischen Riesen- 
dampfers «Queen Mary» eine Reisegesellschaft von Genossen- 
schaftern New York, um sich für 7 Wochen nach Europa zu 
begeben. Ihr Weg wird sie nach Schottland und England, 
durch die skandinavischen und baltischen Staaten über Däne- 
mark nach Belgien und Frankreich bringen, wo sie vom 
6.—10. September anlässlich des Kongresses des Internatio- 
nalen Genossenschaftsbundes in Paris sein wird. Die Tour, 
die unter der Leitung des Erziehungsdirektors Robert Smith 
von der Eastern-Co-operative League steht, wird hauptsächlich 
für Verwalter von Konsumgenossenschaften, für die Leiter der 
Erziehungsdepartemente grösserer Genossenschaften und die 
Vorstände der Kreditgenossenschaften arrangiert sein. 


Eine weitere Reise wird vom «Amerikanischen Seminar 
in Europa» organisiert und unter Leitung von Sherwood Eddy 
stehen. Diese Reisegesellschaft wird ihr Hauptaugenmerk auf 
die genossenschaftlichen Einrichtungen Schwedens richten. 
Sie verlässt am 19. Juni New York, besucht Deutschland, 
Sowiet-Russland und Finnland, nimmt längeren Aufenthalt in 
Schweden, um dann über Dänemark und England nach Ame- 
rika zurückzukehren, wo sie am 15. August in New York 
wieder eintreffen wird. 

Merlin Miller, Vorsteher des Erziehungsdepartementes des 
Konsumgenossenschaftlichen Verbandes der U.S.A., wird eine 
andere, 69 Tage umfassende Studienreisegesellschaft durch 
England, Dänemark, Finnland, Deutschland, die Tchecho- 
slowakei, Oesterreich, die Schweiz und Frankreich leiten. 
Die Reise nimmt am 26. Juni ihren Anfang in New York, um 
am 3. September dorthin zurückzuführen. 

Sehr interessant dürfte die Reise werden, die gemeinsam 
von Genossenschaften und der New Yorker Universität orga- 
nisiert wird und unter der Leitung von Universitätsprofessor 
Dr. Roy Peel steht. Sie wird am 25. Juni in New York ihren 
Anfang nehmen und während 6-8 Wochen ihre Teilnehmer 
durch England, Skandinavien und Sowiet-Russland führen. 


Zum Studium von England, Skandinavien, Sowiet-Russland, 
Deutschland und Frankreich organisiert die Open Road eine, 
unter Leitung von Hartley W. Cross vom Springfield College 
stehende, Reise, die New York am 3. Juli verlässt. 

Am 24, Juli verlässt, unter Leitung von Colin H. Chisholm, 
Leiter der führenden amerikanischen Genossenschaftsbank, 
eine weitere Reisegesellschaft von Genossenschaftern Montreal, 
um am 6. September, nach dem Besuch der wichtigsten Zen- 
tren der europäischen Genossenschaftsbewegung und, nach 
zwei Tagen Teilnahme am Pariser Kongress des 1.G.B., nach 
Montreal zurückzukehren. 

Für solche Genossenschafter, die unabhängig von den auf- 
gezählten Studienreisen Europa und seine genossenschaftlichen 
Einrichtungen besuchen wollen, organisiert für die Zeit vom 
7.—27. August die Universität Upsala (Schweden) besondere 
Kurse über Sozialwissenschaften. Die Kurse stehen unter dem 
Protektorat der schwedischen Studentenschaft und werden 
der Genossenschaftsbewegung besondere Aufmerksamkeit 
schenken. 

Am 21. August verlässt schliesslich eine Studiengesell- 
schaft New York, um sich während einer 5 Monate umfassen- 
den Reise dem Studium der europäischen Genossenschaits- 
bewegung, Volksschulen und Arbeitererziehung zu widmen. 
Ihr Weg wird sie durch Deutschland, Finnland, Norwegen, die 
Schweiz und über Frankreich, wo ein paar Tage dem Be- 
suche des Kongresses des I.G.B. vorbehalten sind, nach Eng- 
land führen, wo in Spezialseminaren die eigentliche Studien- 
arbeit geleistet. werden soll. l 
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Die Entwicklung des Brotabsatzes in den 
Bäckereien der dem V. $.K. angeschlossenen 
Konsumgenossenschaften von Anfang Januar 
bis Anfang Mai 1937. 


(Fortsetzung.) 


Zu den Ergebnissen der einzelnen Kreisverbände 
ist zu bemerken: In den Kreisen II, IIla und IXb hatte 
eine verhältnismässig grosse Zahl von Bäckereien in 
der ersten Erhebungswoche die Produktion von Volks- 
brot überhaupt noch nicht aufgenommen, so dass 
der für die zweite Erhebungswoche als normal zu 
betrachtende Rückgang in diesen drei Gebieten nicht 
in Erscheinung tritt. Beim Kreisverband IXb nah- 
men 2 — von insgesamt 5 — Bäckereien die Volks- 
brotproduktion überhaupt erst im Laufe des Monats 
März auf, so dass das Maximum gar erst in der 
vierten Erhebungswoche erreicht wurde. Dieser 
Kreisverband steht denn auch in der letzten Er- 
hebungswoche an der Spitze, was vielleicht dafür 
spricht, dass der Reiz der Neuheit bezw. das Nach- 
lassen dieses Reizes als eine wesentliche Erklärung 
für die anfänglich grosse Popularität und das nach- 
her starke Nachlassen dieser Popularität anzusehen 
ist. Eine ähnliche, nur noch ausgesprochenere Ent- 
wicklung als die italienische Schweiz weist der ost- 
schweizerische Kreisverband IXa auf. Hier betrug 
der Anteil des Volksbrotes an der gesamten (Gross- 
brotproduktion nach 55 Yo in der ersten nur noch 
11% in der letzten Erhebungswoche. Von diesem 
und dem Kreisverband X abgesehen, sind die Ab- 
weichungen vom schweizerischen Mittel in der 
Woche vom 26. April bis 2. Mai nicht mehr sehr 
wesentlich, schwanken sie doch nur zwischen 31 %o 
in den Kreisverbänden II und VIII und 42% im 
Kreisverband IXb, wobei für den Kreisverband IXb 
erst noch die oben angeführten besonderen Um- 
stände vorliegen. Im Mittel der einzelnen Regionen 
der Schweiz besteht somit am Schluss der Er- 
hebungsperiode eine ziemliche Übereinstimmung im 
Volksbrotkonsum. 

Diese Durchschnittszahlen verdecken immerhin 
ganz wesentliche Diskrepanzen innerhalb 
der einzelnen Kreisverbände. Betrachtet 
man nämlich in jedem einzelnen Fall nicht nur die 
Mittel, sondern auch die Minima und Maxima, so 
sieht man, dass, gleichsam von Ortschaft zu Ort- 
schaft, ganz gewaltige Unterschiede bestehen, eine 
Feststellung, die übrigens das Statistische Amt der 
Stadt Bern sogar für die verschiedenen Bäckereien 
der einzigen Stadt Bern machte. Es betrug in der 
Woche vom 26. April bis 2. Mai innerhalb der ein- 
zelnen Kreisverbände der Anteil des Volksbrotes an 
der gesamten Grossbrotproduktion im 


Kreisverbände Minimum Durchschnitt Maximum 
I ee 0 32 60 
II EIER) Dez 7 3 61 
Illa 2 39 63 
IlIb a — - 
IV Beer I 8 35 47 
V a a er: 40 73 
VI De 34 42 
VII ER Te RAR 1A 37 42 
Vo nr nei 31 49 
Ib Fe er 2 11 27 
1b, RT re 42 71 
x Se er ieR, 1 21 65 


In jedem Kreisverbande gibt es somit Konsum- 
bäckereien, die nur noch maximal ein Viertel Volks- 
brot backen, in sechs von den 11 beteiligten aber 


Warenumsätze der 
Grosseinkaufsgenossenschaften 
(in Schweizerfranken) 


1936 


Grosseinkaufsgenossenschaften | 195 
Grossbritannien, C. W.S. 1,482,702,218 
Deutschland, GEG . . | 422,587,641 | 358,160,354 
Grossbritannien, S.C.W. S. \ 346,206,500 | 281,127,496 
Schwälz VISCK: . .i.,« 188,476,063 | 177,148,267 
Frankreich, M.D.G. . 174,908,078 | 154,698,666 
Schweden, K.F. . 167,199,898 | 138,155,764 
Dänemark, F.D.B. . . - .. || 147,026,763 | 124,017,800 
Finnland, S.O.K.. . . » » ..» | 90,234,250 | , 73,197,454 
Ungarn, Hangya . >... | 73,050,734| 42,047,787 
Tschechoslowakei, V. 'D. Di 70,598,730 |  60,361,690 
Finnland, OK ...% 64,928,172| 51,630,285 
Niederlande, Haka ung: 55,259,841 53,311,082 
Polen, Spolem . - -» . 2 2... |) 49,108,539| 41,928,246 
Oesterreich, GöC . . \  47,701,940 | 40,357,739 
Schweiz, V.O.L.G. . 41 616,866 44,537 ,580 
Tschechoslowakei, GEC 39,518,671 35,057,688 
Norwegen, N.K.L. HA: 39,323,206 31,361,545 
Litauen, Lietukis . . . » . . .. || 38,815,750| 31,185,228 
Tschechoslowakei, Sdruzeni . \ 25,295,995 | 23,070,494 
Estland, E.T.K. 22,103,960 16,035,692 
Tschechoslowakei, "Nupod . 16,030,190 | 10,022,383 
Ver. Staaten von Amerika, Con- | 

sumers’ Cooperative Association | 11,512,117 9,229,500 
Ver. Staaten v. Amerika, Central 

Co-op. Wholesale \  9641,655|  6,724,217 
Ver. Staaten v. Amerika, Farmers’ 

Union State Exchange 9,390,844 5,031,443 


6,261,870 5,584,648 
6,123,798 951,507 
3,355,885 3,263,716 


Australien, Westralian Farmers 

Vereinigte Staaten von Amerika, 
Grange Cooperative Wholesale 

Schweiz, Verband der Genossen- | 
schaften Konkordia . 


Rumänien, Centrala Cooperativa 
de Consum . | 2,859,474 _ 
Dänemark, Ringköbing "Amts va- | j 
reindköbsforening | 2,685,847 2,368,243 


2,589,829 2,647,589 
1,980,014 2,055,833 
1,794,442 1,348,732 
1,420,891 1,055,774 


Rumänien, Hangya . 

Spanien, Union de cooperativas 
del Norte n 

Kanada, Saskatchewan Co-opera- 
tive Wholesale Society 

Oesterreich, Verband der 
sumvereine in Vorarlberg 


Kon- 


Kanada, Manitoba Co - operative 

Wholesale ne a ee 1,000,480 979,200 
Argentinien, Oficina de Consigna- | 

ciones de «EI Hogar Obrero» . 181,145 — 
Kanada, Alberta Co-operative Who- 

lesale Association 103,168 | 79,012 


Eile \3,992,812,421 331 1,434,892 


auch noch solche, deren Produktion an Volksbrot 
50 Prozent übersteigt. 


Sehr klar tritt der Rückgang der Volksbrotpro- 
duktion auch zutage, wenn wir für jede Erhebungs- 
woche ermitteln, wie viele Vereine auf je Gruppen 
von 10 zu 10% des Anteiles der Volksbrotproduk- 
tion an der Gesamterzeugung von Grossbrot ent- 
fallen. Es ergibt sich dann folgendes Bild: 


4.-10. 1.-T. 1.-7. 5.11. 26. April 

%o Januar Februar März April bis 2. Mai 
0 9 3 3 1 1 
I— 10 4 -. 3 9 10 
11— 20 5 7 10 13 20 
21— 30 9 6 13 23 3l 
31— 40 9 19 26 44 40 
41— 50 10 22 50 34 25 
51— 60 23 48 22 6 6 
61— 70 34 20 7 7 5 
71— 80 21 11 2 2 2 
81— % 12 1 2 —_ _ 
91—100 3 2 3 -- — 
139 139 139 139 139 
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Der Stand der Konsumgenossenschaftsbewegung in den einzelnen Ländern, 1935. 


Zahl 
Mitgliederzahl der 
Länder ie De ae | 
genossen 

schaften | genossenschaften | 
Grossbritannien und Irland 1,118 7,483,976 
Deutschland u 1,187 3,121,839 
Schweiz 885 431,580 
Frankreich s 1,064 1,698,359 
Tschechoslowakei . 1,649 1,078,074 
Schweden . 733 568,161 
Dänemark . 1,813 331,750 
Finnland 532 518,061 
Niederlande 406 320,907 
Polen 3,589 648,979 
Ungarn EU ee 1,510 702,214 
Westerreich 9 Weil. Here 188 337,208 
Norwegen . i 53 138,557 
Litauen . 112 21,332 
Italien IE a Seh; N 3,465 775,000 
Vereinigte Staaten von Amerika 1,513 747,870 
Bulgarien ! Me 161 85,794 
Belgien . 80 505,368 
Estland . 183 35,343 
Australien . 84 52,716 
Jugoslawien 1,302 222,554 
Island 39 8,684 
Palästina is 40 4,067 
Rumänien, Hangya 318 66,045 
Spanien . or 267 49,810 
Kanada . N A. 40 11,286 
Ef IN ER Ser a 56,603 
UFUGAyEE 6 a 10 33,620 
Brasilien, Sao Paulo . 22 26,214 
Neuseeland 21 5,206 
Mexiko ar 698 36,042 
Summe 23,609 | 20,123,219 
Summe 1934 | 23,021 18,746,566 
Sowjetunion 25,252 40,837,000 


Das Schwergewicht liegt demnach in der ersten 
Erhebungswoche bei der Gruppe 61-—70, in der 
zweiten bei der Gruppe 51—60, in der dritten bei 
der Gruppe 41—50, in der vierten und fünften bei 
der Gruppe 31-40. Bildet man schliesslich nur die 
beiden Gruppen «unter und über 50 Yo», so erhält 
man folgenden überzeugenden Ablauf: 

unter 50 %o 46 57 105 124 127 

über 50 %o 93 82 34 15 12 

Währenddem in der ersten und zweiten Er- 
hebungswoche die überwiegende Zahl aller Kon- 
sumbäckereien noch zu mehr als der Hälfte Volks- 
brot hergestellt hatte, war die Zahl der Bäckereien 
mit mehr als 50 Yo in der dritten Erhebungswoche, 
d.h. der ersten Märzwoche, bereits stark, und in der 
vierten und fünften auf eine völlig unbedeutende 
Zahl zusammengeschmolzen. Dabei ist klar, dass 
der Anstoss zu dieser Entwicklung nicht von der 
Produktions-, sondern von der Konsumtions- 
seite ausging. Hätte die Nachfrage vonseiten der 
Mitglieder angehalten, so würden die Konsumgenos- 
senschaften heute noch mit derselben Selbst- 
verständlichkeit zu etwa drei Fünfteln Volksbrot 
backen, wie sie es in den Zeiten des Aufkommens 
dieses Brottyps taten, und sie werden es auch mit 
derselben Selbstverständlichkeit wieder tun, falls 
die neue Preisentwicklung zu einem ausgesprochenen 
Wiederaufleben der ersten Popularität des Volks- 
brotes führen sollte, was indessen unserer Ansicht 
nach kaum zu erwarten ist. 

(Schluss folgt.) 


% 3 Warenumsätze in Schweizer Franken 


| der Konsum- der einkaufs- 
m PR ee 
| u Dem] mom [naar 
I 
49,161,551 | 3,325,377,651 68 1,763,829,715 36 
65,958,656 816,307,358 12 358,160,354 6 
4,066,400 323,313,631 80 | 224,949,563 55 
41,834,923 328,220,861 8 | 154,698,666 4 
14,729,536 272,100,279 18 145,093,351 10 
6,142,191 320,534,314 52 | 138,155,764 22 
3,574,856 177,557,677 | 50 126,386,043 35 
3,667,067 220,654,5%0 | 60 125,802,952 34 
7,935,565 134,972,526 17 53,311,082 7 
32,132,936 98,739,254 3 51,050,564 2 
8,688,319 59,242,726 7 42,047,787 5 
6,760,233 50,699,413 12 41,413,513 6 
2,814,194 98,318,770 | 35 31,361,545 11 
2,170,616 17,100,191 | 8 31,185,8 | 14 
41,651,617 300,243,920 7 23,576,651 | 1 
124,378,237 307,710,000 | 2 23,491,865 0 
5,090,215 | 17,305,118 3 22,9%,830 4 
| 8,092,004 113,544,038 | 14 | 21,032,938 3 
| 1,126,413 22,214,529 | 20 16,035,692 14 
6,630,600 34,892,631 5 14,243,897 2 
13,934,038 28,459,334 | 2 10,424,907 1 
108,870 11,669,789 | 107 10,369,453 95 
1,035,821 4,111,662 | 4 4,115,449 4 
18,052,896 5,021,293 0 2,647,589 0 
23,563,867 | 32,723,981 | 1 2,625,552 0 
10,376,786 11,861,157 | 1 2,424,762 0) 
7,885,237 12,673,303 | 2 _ _ 
1,042,186 8,151,000 8 _ —_ 
30,635,605 4,102,908 0 E _ 
1,573,000 | 2,492,800 2 —_ _ 
16,552,722 | ? Di —_ —_ 
| 569,367,157 7,190,346,634 | 13 | 3,441,495,712 6 
509,935,262 | 6,886,499,416 | 14 3,288,138,625 6 
147,027,915 |  9,397,734,984 64 8,591,535,828 58 
| 


Verschiedene Tagesfragen. 


Der Schweizerische Gewerbeverband 
und der Warenhausbeschluss. 


Gegenüber den sinnlos anmutenden Tiraden 
eines Nationalrat Cottier hebt sich die Behandlung 
der Warenhausfrage anlässlich der kürzlich stattge- 
fundenen Delegiertenversammlung des Schweize- 
rischen Gewerbeverbandes wohltuend ab. Sekretär 
und Redaktor Dr. Charles Blanc hat an dieser Ta- 
gung laut Mitteilungen in der Fachpresse u.a. fol- 
gendes ausgeführt: 


«Sollen die genossenschaftlichen Unternehmungen von 
jeder Beschränkung befreit oder sollen eventuell nur die 
kleinen Genossenschaften mit höchstens drei Verkaufsstellen 
vom Bundesbeschluss ausgenommen werden, selbst wenn sie 
Mitglieder des Verbandes ostschweizerischer landwirtschaft- 
licher Genossenschaften oder des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine sind? Prinzipiell müsste der Gewerbeverband diese 
Frage dahin beantworten, dass sämtliche Genossen- 
schaften in irgendeiner Form erfasst bleiben sollen. Anderseits 
hat der Gewerbeverband seinerzeit der Vereinbarung auf der 
Grundlage der Nichtunterstellung der kleinen Genossen- 
schaften zugestimmt; auch zeigt die Erfahrung, dass es sich 
oit um dringend notwendige Verbesserungen und Erweiterungen 
handelt. Wollte der Gewerbeverband auf der Einbeziehung 
dieser kleinen Genossenschaften bestehen, so würde er die 
ganze Verlängerungsvorlage gefährden. «Gefährlicher als die 
Konkurrenz der Konsumvereine ist jene der Warenhäuser, Ein- 
heitspreisgeschäfte, Fabrikdetailgeschäfte, deren weitere Aus- 
dehnung sicher ist, wenn das Verbot fällt.» Die Gruppen Han- 
del und Nahrungsmittel haben der Vorlage bereits zugestimmt, 
und die Verbandsbehörden beantragen der Delegiertenversamm- 
lung, bei den Bundesbehörden die Verlängerung des Waren- 
haus- und Filialverbotes in der bisherigen Form für mindestens 
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zwei Jahre zu verlangen und gleichzeitig zu erklären, dass sie 
bereit sind, an einer auf verfassungsmässiger Grundlage ste- 
henden Dauerlösung mitzuarbeiten, die die heutige pro- 
visorische Regelung ersetzen soll. 


Einmütig genehmigten die Delegierten folgende 
Resolution: 


«Die Delegiertenversammlung des Schweiz. Gewerbe- 
verbandes stellt den Bundesbehörden das dringende Begehren, 
es sei zum Zwecke der Erhaltung der Klein- und Mittel- 
betriebe des Detailhandels und Nahrungsmittelgewerbes der 
Bundesbeschluss vom 27. September 1935 betreffend Waren- 
haus- und Filialverbot für dieDauer von mindestens 
zwei Jahren zu verlängern. Sie erteilt dem Leitenden 
Ausschuss Auftrag und Vollmacht, alle nötigen Vorkehren zu 
treffen, um die Verlängerung dieser Vorlage sicherzustellen.» 


Verband der Kolonialwaren-Grosshändler und der Waren- 
hausbeschluss. Der schweizerische Verband der Kolonialwaren- 
Grosshändler nahm anlässlich seiner Jahresversammlung in 
Genf eine Resolution an, in welcher er erklärt, dass «die 
Uebernahme des Lebensmittelhandels durch grosse tinanzielle 
Unternehmungen keine Unterstützung verdiene und dem Mittel- 
stande schade». Die Resolution besagt weiter, dass sie mit 
allen Kräften die Verlängerung des Gesetzes über das Verbot 
der Eröffnung grosser Warenhäuser unterstützen werde. 


Kurze Nachrichten 


(Mitteilungen aus der vom Eidg. Volkswirtschaftsdepartement 
herausgegebenen «Volkswirtschaft».) 

Der Landesindex der Kosten der Lebenshaltung beläuft 
sich Ende Mai 1937 auf 136,3 (Juni 1914 — 100), gegenüber 
136,7 im Vormonat (—0,3 %) und 129,5 im Mai des Voriahres 
(+5,33 %). Der im Berichtsmonat eingetretene leichte Rück- 
gang ist ausschliesslich dem Ergebnis der neuen Feststellung 
der Mietpreise zuzuschreiben. Der Mietpreisindex ist gegen- 
über dem Vorjahr von 177 auf 175 zurückgegangen (— 1,2 %). 
Die Gruppenziffern für Nahrungsmittel und für Brenn- und 
Leuchtstofie verbleiben auf dem Vormonatsstand von 129 bzw. 
116. Die im Vormonat neu berechnete Indexziffer der Beklei- 
dungskosten wird mit 120 unverändert fortgeschrieben. 

Nach der Statistik über die Bautätigkeit in 28 Städten 
wurden in den Monaten Januar-Mai 1937 im Total dieser 
Städte insgesamt 1085 Wohnungen neuerstellt (Voriahr 1443) 
und 2444 Wohnungen baubewilligt (1259). 


Die Lage des schweizerischen Arbeitsmarktes hat sich 
im Monat Mai 1937 weiter erheblich gebessert. Von 
Ende April auf Ende Mai ist die Zahl der Stellensuchenden 
um 12,820 zurückgegangen, während im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres eine Abnahme um 9366 zu verzeichnen war. 

Ende des Berichtsmonats waren bei den Arbeitsämtern 
insgesamt 57,973 Stellensuchende eingeschrieben gegenüber 
70,793 zu Ende April 1937 und 80,004 zu Ende Mai 1936. Bei 
Notstandsarbeiten und in Arbeitslagern, welche vom Bund 
subventioniert werden, waren am Stichtag rund 13,000 Arbeits- 
lose beschäftigt, die in der Gesamtzahl der Stellensuchenden 
inbegriffen sind. Ferner haben Ende des Berichtsmonats rund 
700 Stellensuchende an Kursen und Veranstaltungen zur beruf- 
lichen Förderung Arbeitsloser teilgenommen. Ohne Berück- 
sichtigung dieser beiden Kategorien von Arbeitskräften redu- 
ziert sich die Zahl der Stellensuchenden auf rund 44,250. 


Stärkerer realer als nomineller Rückgang der Löhne, Nach 
der Statistik der Löhne verunfallter Arbeiter im 
Jahre 1936 hat sich der seit 1931 zu beobachtende Rück- 
gang der Durchschnittsverdienste von 1935 auf 1936 fortge- 
setzt. Bei den gelernten und angelernten sowie bei den un- 
gelernten Arbeitern beträgt die Abnahme der durchschnitt- 
lichen Tages- und Stundenverdienste ie 2%. In der Gruppe 
der Frauen ist der Durchschnitt der Tagesverdienste um 4%, 
derienige der Stundenverdienste um 2% zurückgegangen. 
Diesen Rückgängen steht anderseits eine Erhöhung des Lan- 
desindex der Kosten der Lebenshaltung von 128,2 auf 130,4 
(1914 = 100) oder um 1,7% gegenüber. Infolge dieser Ent- 
wicklung ist daher der Rückgang bei den Reallöhnen etwas 
stärker ausgeprägt als bei den nominellen Durchschnittsver- 
diensten. 


Die Kleinhandelsumsätze pro Verkaufistag lagen im Mai 
1937 für Nahrungs- und Genussmittel um 109,4 %, für Beklei- 
dungs- und Textilwaren um 107,8 % und im Total aller Bran- 
chen um 110,3 % über denen vom Mai des Voriahres. 


Konkurse und Nachlassverträge. 
1937 wurden 471 (Voriahr 668) Konkurseröffinungen 
und 139 (184) Nachlassverträge im Handelsregister 
eingetragener Firmen festgestellt. 


Im Zeitraum Januar/Mai 


Radio-Vortrag 


am Internationalen Genossenschaftstag, 
19.20 Uhr 


Thema: 


„Der Tag der Genossenschaften ‘‘ 


Die Betriebseinnahmen der schweizerischen Eisenbahnen 
stellten sich im Jahre 1936 noch auf 395 Mill. Fr. und 
bleiben damit um 31,1% unter dem Erlös von 1929, Das 
l. Vierteliahr 1937 zeigt nun eine Umkehr der bisheri- 
gen Bewegung in einer äusserst kräftigen Erhöhung der Kas- 
seneingänge auf 102 Mill. Fr. gegen 89 Mill. Fr in der Ver- 
gleichszeit des Voriahres. 


Zunahme des Fremdenverkehrs. Trotzdem die Osterfeier- 
tage dieses Jahres in den März und letztes Jahr in den April 
fielen, zeigt de Fremdenverkehrsstatistik im 
April 1937 gegenüber dem Vorjiahre sowohl eine Zunahme 
der Logiernächtezahl als auch eine Erhöhung der mittleren 
Bettenbesetzung. Die Zahl der Uebernachtungen stieg um fast 
60,000 (7,4%) auf 865,000, die mittlere Bettenbesetzung von 
22,1 auf 24,4 %. 


Der schweizerische Aussenhandel im Mai 1937 beziiferte 
sich auf 147,1 Mill. Fr. auf der Einfuhr- und auf 102,3 Mill. Fr. 
auf der Ausfuhrseite gegen 172,9 bzw. 105,4 Mill. Fr. im Vor- 
monat. Im Mai 1936 hatte die Einfuhr 88,6, die Ausfuhr 68,9 
Mill. Fr. betragen. 


Aus der Praxis 


Schuhwarenvermittlung in Deutschland und in der Schweiz. 
(Schluss.) 

Die Schuhgeschäfte sind — ähnlich wie bei 
grösseren Betrieben bei uns in der Schweiz — auch 
in Unterabteilungen aufgeteilt: in Herrenschuhe-, 
Damenschuhe-, Orthopädische Abteilung; ferner ist 
die Kinderschuhabteilung immer möglichst separat 
gehalten und oftmals mit Spielzeugen, Karussels, 
Rutschbahnen und Teddybären und dergleichen 
mehr versehen. — In ganz grossen deutschen Schuh- 
geschäften funktioniert sogar noch ein Kinderfräu- 


lein in weisser Schürze, das die Kinder zu be- 
treuen hat. 
Für die Neueinrichtung der Schuhhalle im 


St. Annahof in Zürich haben wir derartige Jahr- 
marktsunterhaltungen nicht vorgesehen; denn man 
läuft dabei Gefahr, dass die Frauen mit ihren Kin- 
dern bei schlechtem Wetter den Schuhladen stunden- 
lang als Unterkunftsraum benützen. 

Eine fröhliche und lebhafte Stimmung kann da- 
durch erzielt werden, dass man die Kinderschuh- 
abteilung farbig ausgestaltet und dass die Sitzplätze 


und Stühle in verschiedenen Farben gehalten 
werden. 
Alle grösseren Berliner Unternehmen haben 


keine kleinen Schuhfilialen, da die Erfahrung ge- 
lehrt hat, dass kleine Schuhgeschäfte, in welchen 
nicht die genügende Auswahl vorhanden sein kann, 
unwirtschaftlich sind. 

Auch bei uns in der Schweiz drängt sich dieses 
Problem mehr und mehr auf. 

Nach einer Statistik aus dem Jahre 1932 fallen 
in Deutschland 85 Yo auf den selbständigen Einzel- 
handel, Filialbetriebe und Fabrikläden, während die 
Warenhäuser nur 5,4% aufweisen und der Rest auf 
Kleinbetriebe und Konsumvereine kommt. Genaue 
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Zahlen aus den letzten paar Jahren waren nicht er- 
hältlich. 

In der Schweiz verteilen sich die Umsatzanteile 
folgendermassen: Filialbetriebe 375%, Konsum- 
vereine = 15,9%, Warenhäuser = 1,9%, der ge- 
samte übrige Detailhandel = 44,7%. 

In der Schweiz haben wir auch eine Anzahl 
erösserer Filialunternehmungen. An erster Stelle 
findet sich «Bally» mit über 80 eigenen Filialen, dazu 
kommen noch eine ganze Anzahl Schuhläden, welche 
zur Hauptsache Bally-Schuhwaren führen. Hierauf 
folgt der selbstdetaillierende Fabrikant «Hug» mit 
29 Schuhläden, dann «Bat’a» mit 21. Die Firma 
«Löw» hatte seinerzeit auch über 40 eigene Schuh- 
geschäfte, welche inzwischen zum zrössten Teil 
wieder abgestossen worden sind. Neben diesen 
selbstdetaillierenden Fabrikanten existieren noch 
ein paar (irossisten mit eigenem Filialsystem, wie 
z.B. die Firma «Hirt» usw. — Dazu kommen noch 
ausgesprochene Detail - Filialunternehmungen, wie 
«Dosenbach» mit ca. 30 Filialen u. a. m. 

Zufolge einer immer mehr in die Breite gehenden 
Mode-Entwicklung ist die Anzahl der Artikel 
in den letzten Jahren ins Ungeheure angewachsen, 
So hat zum Beispiel ein deutsches Filialunternehmen 
im Jahre 1913 noch rund 1000 Artikel geführt, was 
damals als hoch angesehen werden musste, während 
es im Jahre 1929 über 3000 Artikel aufwies. Bei 
einem grossen schweizerischen Filialunternehmen 
haben wir eine Artikelzahl von über 4000 verschie- 
denen Sorten festgestellt. 

Wer sich noch näher mit den Problemen der 
Umschlagsgeschwindigkeit, Spesenbewegung, Inven- 
turabschreibung, Reservestellung für Liquidations- 
artikel etc. befassen will, kann weiteres Material 
aus den verschiedenen Enqueten der «Arbeits- 
semeinschaft» erhalten. 

Im übrigen empfehlen wir das Studium der im 
letzten Jahr erschienenen Broschüren von Dr. A. 
Schär, «Die Lagerwirtschaft in genossenschaftlichen 
Betrieben», und Dr. Reinhold Zirwas, «Die Entwick- 
lung der deutschen Verbrauchergenossenschaften in 
den Jahren 1924—1935». Beide Broschüren sind bei 
der Buchhandlung, resp. Bibliothek des V.S.K. Basel 
erhältlich. 


Beobachtungen und Studien über das Tun und 
Lassen des Gegners sollen nicht dazu führen, dass 
man blindlings alles kopieren soll, sondern nur das 
herauszunehmen trachtet, was für einen selbst zum 
Vorteil gereichen mag. Wir können da u.a. fest- 
stellen, dass heute die selbstdetaillierenden Fabriken 
eine starke Macht in der Beeinflussung der Mode- 
richtungen ausüben. Es werden plötzlich, am An- 
fang oder mitten in der begonnenen Saison, neue 
Mode-Artikel in die Schaufenster gestellt, um den 
Kaufanreiz für diese Zwischenmodelle zu wecken. 
Dies wird hauptsächlich auf grösseren Plätzen prak- 
tiziert. — Aus diesem Grunde ist auch die Schuh- 
Coop in Basel in letzter Zeit dazu übergegangen, so- 
genannte Zwischenkollektionen einiger aktueller Ar- 
tikel für die grösseren Vereine laufen zu lassen, 
währenddem vor ein paar Jahren noch die Voraus- 
disposition der Halbjahresaufträge für die Beherr- 
schung des Modemarktes vollauf genügte. 

Für den schweizerischen Schuhdetailhandel ist 
die Frage des konzentrierten Einkaufs 
heute besonders aktuell; denn nach den Ausführun- 
sen des Herrn Maissen, welche in dem Fachorgan 
Nr. 10 vom 31. Mai 1937 «Der Schuhhandel» er- 


schienen sind, wird die Frage studiert, ob für die 
Schweiz nicht auch ähnliche Zusammenschlüsse an- 


gestrebt werden sollen wie in Amerika. Dort haben 
sich im Kampfe gegen die grossen, oft riesenhaften 
Filialbetriebe die kleinen, unabhängigen Händler in 
den sogenannten «voluntary chains» (freiwillige 
Ketten) zusammengefunden, und die Erfahrung soll 
gezeigt haben, dass dieses System eine sehr grosse 
Leistungsfähigkeit der Detaillisten hervorgebracht hat. 

Der tüchtige Einzelkaufmann ist, wenn seine 
Kraft mit anderen: Gleichgesinnten zusammengefasst 
wird, in den meisten Fällen dem Leiter irgendeines 
Filialunternehmens überlegen, da er oft mit viel 
grösserem persönlichem Einsatz sein Geschäft führt. 

Nicht nur der konzentrierte Einkauf wird in 
diesen «voluntary chains» vorgenommen, sondern 
es findet auch ein Austausch der Erfahrungen, Be- 
obachtungen und auch die Konzentration der Ein- 
kaufskraft, der Betriebsführung, der finanziellen und 
der Reklamekraft, ebenso der Auswahl der Artikel, 
statt. 

Alle Dinge, welche sich heute im Gross- und 
Kleinhandel abspielen, werden uns zu grösster und 
steter Wachsamkeit aufmuntern müssen. 

Wenn man durch die Kantone fährt und unter- 
wegs da und dort einen Blick in die Schaufenster 
und Läden unserer Verbandsvereine wirft, so kann 
man feststellen, dass in den letzten Jahren vieles ge- 
bessert hat. Aber es liesse sich oftmals noch mehr 
aus den vorhandenen Möglichkeiten herausholen. 
Es kann dies geschehen durch: 

Bessere Ladenkultur 

Ausgestaltung der Schaufenster 

Propagierung der Marke «Coop» 

Gemeinsame Propaganda-Aktionen 

Herausgabe von Plakaten und Prospekten 

Sorgfältige Durchschulung des Verkaufsperso- 

nals u.a. m. 

Es wird auch notwendig sein, dass sich die lei- 
tenden Organe der Konsumvereine und ebenso das 
Verkaufspersonal noch mehr mit Fachliteratur, Ver- 
kaufskursen, Schulungsbüchern usw. befassen, da- 
mit das Rüstzeug, welches für den Kundendienst 
notwendig ist, immer blank bleibt. 

Die stärkste Waffe jedoch, im Ringen um die 
Gunst unserer Mitglieder und der Konsumenten- 
massen, bleibt immer die höchstmögliche Lei- 
stungsfähigkeit. Und wenn alle Kräfte inner- 
halb unserer Konsumvereine und Genossenschaften 
zusammengehalten werden, im Marsche auf ein ge- 
meinsames Ziel hin, so können wir sicheren Auges 
und festen Willens der Zukunft entgegensehen. 

SW 
Die schweizerische Schuhwirtschaft 
und die genossenschaftliche Schuhproduktion. 

Im Rahmen der Basler wissenschaftlichen Arbeitsgemein- 
schaft für Wirtschafts- und Genossenschaftsiragen wurde an 
vier Abenden über entscheidende Fragen der schweizerischen 
Schuhwirtschaft und der genossenschaftlichen Schuherzeugung 
gesprochen und damit eine Besichtigung der Schuh-Coop und 
der Reparaturwerkstätte des A.C.V. verbunden. Am ersten 
Abend vermittelte ein Spezialist für die schweizerische Schuh- 
wirtschaft einen Ueberblick über die Krisenursachen und 
Krisenmassnahmen in diesem wichtigen Industriezweig. In 
doppelter Form hat sich die Krise in der schweizerischen 
Schuhindustrie geltend gemacht: Billige Auslandschuhe drohten 
den heimischen Markt zu überschwemmen, Einfuhrbeschrän- 
kungen und Preissturz verminderten die Möglichkeiten des 
schweizerischen Schuhexportes. Beide Krisenwirkungen wur- 
den mit einer Umstellung auf dem heimischen Markt beant- 
wortet. Doch diese Massnahme konnte nur eine vorüber- 
gehende Linderung bringen. Die Erzeugung im Inland nahm 
zu. was sich in einer Ueberproduktion und einem scharfen 
Preisfall auswirken musste. Vor allem äber hat der Ueber- 
gang von Qualitätsschuh zum billigen Strassenschuh den Preis- 


iall sehr begünstigt. Kleinere Betriebe gingen unter, bei den 
grossen Betrieben aber setzte ein starker Konzentrationspro- 
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zess ein, der heute soweit fortgeschritten ist, dass zwei Gross- 
unternehmen über 50 % der inländischen Schuherzeugung be- 
herrschen. Die Behörden verfügten ein Fabrikbauverbot für 
die Industrie, ein Erweiterungsverbot für die Filialen im Handel 
und die bekannten Schutzmassnahmen für das Schuhhandwerk 
— drei Massnahmen, die in der aui das Referat folgenden Dis- 
kussion eingehend besprochen wurden. Vor allem wurde die 
Einbeziehung der Genossenschaften in das Erweite- 
rungsverbot für Filialen kritisiert. 

Am 13. Mai gab Herr Heinrich Angst ein Bild über die 
Entwicklung der Schuh-Coop. Durchschnittlich erzeugt die 
genossenschaftliche Schuhfabrik 500 Paar Schuhe täglich, was 
im Jahr eine Erzeugung von 150,000 Paar ergibt. Der Total- 
umsatz der Schuh-Coop betrug im Jahr 8,6 Millionen Franken, 
was — bei einem Produktionswert von 50 Millionen Franken 
für die gesamte schweizerische Schuhindustrie — ein ansehn- 
licher Teil der Gesamtindustrie ausmacht. Trotz der starken 
Preissenkung für Schuhe ist es im wesentlichen möglich ge- 
wesen, die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Arbeiterschaft 
zu behaupten. Vergleicht man die Löhne der Schuh-Coop mit 
entsprechend grossen Privatbetrieben, so ergibt sich für qua- 
lifizierte Arbeiter ein Lohnunterschied bis zu 50 Rappen pro 
Stunde zugunsten des genossenschaftlichen Arbeiters. Zum 
Schluss dieses Abends gab Herr Walter Hunzinger einen 
Ueberblick über die Schuh-Coop als Handelsunternehmen, 
wobei vor allem die Uebernahme von Schuhen aus der Privat- 
wirtschaft besprochen, die Notwendigkeit einer noch grösseren 
Verwendung von genossenschaftlich-erzeugten Schuhen in den 
Konsumvereinen betont wurde. 

Anfangs Juni fanden sich die Mitglieder der Arbeits- 
gemeinschaft zu einer Besichtigung der genossenschaftlichen 
Schuhfabrik ein, die unter der Führung von Herrn Geschäfts- 
leiter Kreuter durchgeführt wurde. Bewundert wurde dabei 
die durchgegliederte Organisation des Betriebes. 

Fragen ganz anderer Art entstanden bei der Besichtigung 
der SchuhreparaturwerkstattdesA.C.V. Zentral- 
verwalter Stoll gab zuerst einen Ueberblick über die staat- 
lichen Schutzmassnahmen auf dem Gebiet des Schuhhandwerks, 
soweit sie die genossenschaftliche Reparaturwerkstätte be- 
rühren. Betriebsleiter Würthner betonte bei seiner Führung, 
dass in der genossenschaftlichen Werkstätte jeder Schuh von 
einem gelernten Schuhmacher individuell behandelt würde. Das 
Geheimnis der genossenschaftlichen Reparaturwerkstätte kann 
also darin gesucht werden, dass bei ihr der Vorteil des hand- 
werklichen Könnens und der Vorteil der Maschinenverwen- 
dung in einem Betrieb vereint sind. tz. 


Bildungs- und Propagandawesen 


Schlusszusammenkünfte der Basler Studienzirkel. 


Die Basler Studienzirkel, d.h. die Zirkel, die sich inner- 
halb der Angestelltenschaft des V.S.K. gebildet haben, wie 
auch diejenigen des A.C.V. beider Basel, schlossen die ver- 
gangene Tätigkeitsperiode je mit einer grösseren Zusammen- 
kunft ab. — Am 11. Juni versammelten sich auf Einladung des 
Angestelltenvereins des V.S.K. — unter Anwesenheit einiger 
Zirkelleiter der A.C.V.-Zirkel — eine stattliche Zahl von 
Angestellten des V.S.K., die in den vorhergehenden Monaten 
leitend oder nur als Mitglieder in den Studienzirkeln mitge- 
wirkt hatten. Ähnlich wie das anlässlich der grossen Studien- 
zirkeltagung in Zürich der Fall war, wurde — nach einem Er- 
öffnungswort durch den Vorsitzenden, Herrn A. Sieber, Prä- 
sident des Angestelltenvereins — über die einzelnen Zirkel be- 
richtet. Herr Handschin, Statistiker und Bibliothekar des 
V.S.K., gab in der Folge einen kurzen Überblick über die ge- 
plante Gestaltung des Winterprogramms und orientierte über 
den im Herbst stattfindenden Studienzirkel-Leiterkurs. — Herr 
Dr. Faucherre, Mitglied der Verwaltungskommission des 
V.S.K., überbrachte Gruss und Dank der Verwaltungskommis- 
sion des V.S.K. für die von den Studienzirkeln innerhalb des 
Verbandes geleistete Arbeit. Herrn Dr. Faucherre wurden bei 
dieser Gelegenheit einige Wünsche, die die Weiterbildung des 
V.S.K.- Personals betreffen, zuhanden der Verwaltungskom- 
mission mitgegeben. Es war für alle Anwesenden wohl eine 
Genugtuung und nicht zuletzt auch ermutigend, zu vernehmen, 
dass die Verwaltungskommission die unternommene Arbeit be- 
grüsst und schätzt. Damit wird die Erreichung des erziehe- 
rischen Zieles, das diese sich sozusagen ausschliesslich aus 
V.S.K.- Angestellten zusammensetzenden Zirkel haben, be- 
stimmt erleichtert. 

In etwas grösserem Rahmen fand die Schlussveranstaltung 
der Studienzirkel des A.C.V. beider Basel am 25. Juni im 
A.C.V.-Restaurant Pomeranze statt. Über 100 Personen 
waren der Einladung der Verwaltungskommission des A.C.V. 
gefolgt, um in erster Linie ein vorzügliches Referat von Herrn 
Emil Rudin, Präsident der Verwaltungskommission des 


Te 


A.C.V., über «die heutige Stellung der Konsum- 
genossenschaft» anzuhören. Der Vorsitzende, Herr Zen- 
tralverwalter Stoll, durfte unter den Anwesenden ausser Hrn. 
Dr. Faucherre, Mitglied der Verwaltungskommission des 
V.S.K., vor allem Herrn Gutzwiller, Präsident des Genossen- 
schaftsrates des A.C.V. und Mitglied des Aufsichtsrates des 
V.S.K., und Herrn Redaktor Schlatter willkommen 
heissen. In seinem klar gegliederten Referat, das einige 
aktuelle Probleme des schweizerischen Genossenschaftswesens 
streifte, betonte Herr Zentralverwalter Rudin, dass die Stu- 
dienzirkel zum Sauerteig der Genossenschaftsbewegung 
werden sollen. Er hob die Bedeutung der Genossenschaft als 
Selbsthilfe-Organisation hervor, ihre Aufgabe bei der Schaf- 
fung gerechter Preise, die Notwendigkeit zur höchstmöglichen 
Leistung, um stets überlegen zu sein. Den Schluss der mit 
grossem Beifall aufgenommenen Ausführungen bildete ein Ap- 
pell an die Anwesenden, in der Öffentlichkeit für die Genos- 
senschaften und deren freie Entwicklung einzutreten. 

In der kurzen, jedoch um so interessanteren Diskus- 
sion standen einige Anregungen des aktiven Basler Boden- 
reiormers Dr. Hummel im Vordergrund. Dr. Hummel sieht 
für die Genossenschaftsbewegung ganz besondere Aufgaben im 
Sinne der Bodenpreissenkung und damit der Mietpreissenkung 
vor und glaubt, dass die Genossenschaftliche Zentralbank oder 
der A.C.V. durch Errichtung einer Spezialabteilung Sparern 
Gelegenheit geben soll, Mittel zu einer grosszügigen Boden- 
erwerbspolitik bereitzustellen. Herr Zentralverwalter Zulauf 
wies in diesem Zusammenhange auch auf die Leistungen des 
A.C.V. zur Förderung des Wohngenossenschaftswesens hin. 

Nach dem Dank des Vorsitzenden im Namen der Verwal- 
tungskommission des A.C.V. für die in der vergangenen Tä- 
tigkeitsperiode geleistete Arbeit folgten die Anwesenden gerne 
der Einladung zu einem gespendeten Imbiss aus der vorzüg- 
lichen Küche der Pomeranze. 

Diese beiden Zusammenkünfte haben gezeigt, dass der 
Studienzirkelgedanke auf dem Platze Fuss gefasst hat. Es 
darf erwartet werden, dass die getane Arbeit im kommenden 
Winter Früchte tragen wird. 


| Aus unserer Bewegung | 


Aus unseren Verbandsvereinen. 
An Umsatzangaben stehen zu unserer Verfügung: 


1937 
Koppigen (Mai/April) . 169,800.— 175,900.— 
Schüpien (Mai/April) 120,000.— 115,600.— 
Lachen (September/April) 358,200,— 318,800.— 
Aarberg (September/Mai) 188,800.— 170,300. — 
Porrentruy (Oktober/Mai) 1,808,000.—  1,583,000.— 
Seitigen (Oktober/Mai) 168,900.— 142,700.-— 


Die Konsumgenossenschaft Schüpfen verbindet mit ihrem 
Jahresbericht pro 1936/37 einen kurzen Jubiläumsbericht über 
die ersten 25 Jahre ihres Bestehens. Der Bericht stammt aus 
der Feder von Herrn E. Herbst von der Treuhandabteilung des 
V.S.K. und gibt in klar gegliederter, anschaulicher Form eine 
Rückschau über das Entstehen und die bisherige, segensreiche 
Tätigkeit der Genossenschaft innerhalb einer Zeitspanne, von 
der eigentlich nur sehr wenige Jahre als wirklich normal be- 
eichnet werden können. 

Wiederum plant eine Anzahl von Verbandsvereinen Reisen 
da und dorthin. Am I. Juli fahren die Mitglieder des Frauen- 
vereins des Konsumvereins Aarau nach Basel, am selben Tage 
die Mitglieder der Konsumgenossenschaft Wynau in das Goit- 
hardgebiet. Niederrohrdori benützt den Internationalen Ge- 
nossenschaftstag (3. Juli) zur Besichtigung der Maggifabrik in 
Kempttal und — in Verbindung damit — des Rheinfalles und 
der Stadt Schaffhausen. Speziell für die Genossenschafterinnen 
organisiert Oensingen eine Fahrt ins Blaue an einem noch 
nicht näher bestimmten Tag der Woche vom 5.—10. Juli. Die 
Frauenkommission Langnau-Gattikon lädt auf den 6. Juli zu 
einer Autofahrt nach dem Vierwaldstättersee ein. Die Ge- 
nossenschafter von Limpachthal reisen am 11. Juli über Bern, 
Interlaken, Brünig, Luzern. Schöftland hat für den 18., eventuell 
25. Juli, eine Fahrt nach Schaffhausen und Stein a. Rh. ange- 
setzt. Aarberg entführt seine Mitglieder am 8. August per 
Auto ins Berner und Waadtländer-Oberland. Endlich besuchen 
an einem noch nicht näher bestimmten Sonntag des Monats 
A die Genossenschafter von Habkern die Tellspiele in Inter- 
aken. 

Eine grössere Zahl von Verbandsvereinen gewährt anläss- 
lich des Internationalen Genossenschaftstages den Mitgliedern 
bei allen oder einem Teil ihrer Einkäufe wiederum besondere 
Vergünstigungen, zumeist in Form der doppelten Rückver- 
rütung. 

In der Lokalauflage des A.C.V. beider Basel setzt Dr. 
A. Schär seine Untersuchung über «Die Fleischversorgung der 
Stadt Basel» fort. 
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Der L.V. Zürich veröffentlicht einen von einem begeister- 
ten Teilnehmer verfassten längeren Schlussbericht über die 
Tätigkeit der genossenschaftlichen Studienzirkel in Zürich. 

Am 3. Juli sprechen u.a. — wir müssen uns hier auf die 
Veröffentlichungen in den genossenschaftlichen Volksblättern 
beschränken — Herr Dr. Faucherre, Vorsteher des Departe- 
mentes für Presse und Propaganda des V.S.K., in Dübendori, 
Herr Dr. Fritz Wartenweiler in Kreuzlingen und Frau Bertschi 
vom Frauenverein des Konsumvereins Aarau in Sirnach. Der 
Vortrag von Herrn Dr. Faucherre erfolgt im Rahmen der 
Jubiläumsfeierlichkeiten der Konsumgenossenschaft Dübendorf 
— sie wurde 1887 gegründet; die Feier soll am 10. Juli wieder- 
holt werden. Unter den Gründern der Genossenschaft, die 
heute noch unter den Lebenden weilen, ist besonders zu er- 
wähnen Herr Pfarrer Straumann, der von der Gründung an 
während voller 46 Jahre als Aktuar der Genossenschaft fun- 
gierte und bereits im 88. Altersiahr steht. . 

Glattielden veranstaltet am Internationalen (Genossen- 
schaftstag mit den Kindern der Mitglieder den bereits Usus 
gewordenen Spaziergang, der verbunden ist mit der Abgabe 
eines «Z’Abig». h. 


Kreuzlingen. (Wn.-Korr.) Am 7. Juni konnte Alb. Wart- 
mann sen, in geistiger Frische und voller Rüstigkeit seinen 
75. Geburtstag feiern. Seine 30jährige Tätigkeit (von 1903/1933) 
als Verwalter des Allg. Konsumvereins Kreuzlingen verdient es, 
dass wir ihm auch an dieser Stelle, obwohl er ieder öffent- 
lichen Ehre abhold ist, ehrend gedenken. Wir danken dem 
Fünfundsiebziger für seine grosse und aufopferungsvolle Arbeit 
ım Dienste der schweizerischen Genossenschaftsbewegung. Den 
Verwalterposten übernahm er im Jahre 1903; es galt dazumal, 
einen steinigen Boden zu beackern. Dank seinem überzeugten 
Glauben an die gute Sache, ist es ihm möglich geworden, die 
Genossenschaft zu schöner Blüte zu bringen. Heute darf er 
auf das Werk stolz sein. Wir gratulieren Alb. Wartmann nach- 
träglich zu seinem 75. Wiegenfeste, mit dem Wunsche, dass 
ihm noch ein langer und sonniger Lebensabend vergönnt sei. 
Dem schliesst sich auch die Kreuzlinger Genossenschafts- 
familie an. 

Aus der «Thurgauer Arbeiter-Zeitung» entnahm der Schrei- 
bende zur Feier des 75. Geburtstages von Alb. Wartmann 
u.a. folgendes: «Der Arbeitermännerchor und der (Ciemischte 
Chor «Libertas» liessen es sich nicht nehmen, ıhrem lang- 
jährigen Passivmitgliede an seinem Ehrentage einen musika- 
lischen Strauss als Gratulation darzubringen. Die beiden Kan- 
tonsräte Abegg und Grob feierten in ihren Reden den Jubi- 
lar. Der Gefeierte darf auf einen wirkungsreichen Zeitab- 
schnitt im öffentlichen Leben zurückblicken, gehörte er doch 
lange Jahre der Schulvorsteherschaft Kreuzlingen, bis anfangs 
Juni dem Gemeinderat und zurzeit immer noch dem Kantons- 
rat an. Wir alle aber wollen uns das Wirken unseres (ienossen 
als Vorbild nehmen und versuchen, es ihm gleichzutun. Ad 
multos annos!» 


Bibliographie 


* Der Spatz. Juninummer. Die Juninummer der illustrierten 
Jugendzeitschrift «Der Spatz» bringt tatsächlich ein redendes 
Bild, betitelt «Kartenspiel in der Wüste», das zum lachen 
zwingt. Originell sind die Bilder, schön die farbigen Um- 
schlagseiten, lehrreich die Preiswettbewerbe und unterhaltend 
die Bastelarbeiten dieser gediegenen Schülerzeitschrift. Probe- 
nummern sind gratis erhältlich. 


«Jugend am Abgrund». — Ein Eriebnisroman von Hans Sutter. 

Verlag «Die Liga», Zürich 1937. 

Seit Seminardirektor Dr. Schohaus, Kreuzlingen, das 
Augenmerk der Oeffentlichkeit auf das Problem der Zwangs- 
erziehungsanstalten im allgemeinen und auf die «Aarburg» im 
besonderen gelenkt hat, ist das Interesse um diese Dinge 
nicht mehr verstummt. Und das ist gut so. Denn wir, die 
wir in einem Lande leben, das zum grössten Reichtum seines 
geistigen Lebens die Erziehungsgrundsätze Pestalozzis rechnet. 
können und sollen nicht achtlos an der Frage vorübergelhen, 
ob ein Jugendlicher, der, durch schlechte Beispiele seines 
Milieus verleitet oder aus angeborenen Trieben, sich zu aso- 
zialen Handlungen hinreissen lässt, mit den Mitteln des 
Zwanges oder der Erziehung auf den richtigen Weg gebracht 
werden soll, der einen Ausgleich zwischen seinen individuellen 
Trieben und den Notwendigkeiten der Allgemeinheit bedeutet. 

Bisher sind über diese Fragen nur die Fachleute beider 
Richtungen zu Wort gekommen. Dagegen fehlte es an einem 
Tatsachenbericht eines der Objekte, d.h. eines der Zöglinge 
dieser Zwangserziehungsanstalten. Mit Hans Sutters Buch 
«Jugend am Abgrund» rundet sich nun das Bild des Lebens 
in den Zwangserziehungsanstalten zu einem Ganzen ab. Als 
wichtigster Eindruck bleiben vielleicht bei der Lektüre dieses 
Tatsachenberichtes die Bilder zurück, die Hans Sutter von 


dem Direktor, den Wärtern 
erziehungsanstalt zeichnet. 


und den Lehrern der Zwangs- 
Wie wird da an allzu vielen 


Stricken vorwärts und rückwärts gezogen, wo es nur eine 
Richtung geben sollte: wirkliche Hilfe für diese gefährdete 
Jugend! 


Und ist das Anstaltsleben vorbei und verlässt der Zögling 
die Anstalt nicht schlechter als er sie betreten hat, dann steht 
ihm vielleicht der schwerste Kampf bevor: gegen die un- 
zähligen Vorurteile zu bestehen, die man gegen ihn hat, eben 
weil er in einer Zwangserziehungsanstalt war. Hier können 
wir, angeregt durch die Lektüre dieses Buches, selber tat- 
kräftig an einer besseren Gestaltung des Problems der Zwangs- 
erziehung mitarbeiten, wenn wir in uns und anderen die Vor- 
urteile bekämpfen, die die «öffentliche Meinung» solchen Men- 
schen entgegenbringt, die wegen irgendwelcher Jugendver- 
fehlungen Obiekte der Zwangserziehung wurden. V. 


Verwaltungskommission 


l. Die Verwaltungskommission beschliesst, aus 
Anlass des 15. internationalen Genossenschaftstages 
die Verbandsgebäude zu beflaggen. 

2. Die Rhätische Lagerhaus A.-G., Landquart, 
teilt mit, dass infolge Rücktritts des bisherigen Ver- 
walters Herrn Hans Pappa die Verwaltung des 
Lagerhauses Landquart an Herrn Georg Simmen, 
senior, übertragen wurde. 

3. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
Bernhard Jaeggi) sind zugewiesen worden: 

Fr. 50,000.— V.S.K. Basel. 


» 300.— vom Verein schweiz. Konsum- 
verwalter. 

» 100.— Konsumverein Bremgarten (Aar- 
gau). 

» 80.20 von den Vereinsvorständen des 


Kreisverbandes VIII. 
Die drei letzteren Ueberweisungen 
hiermit bestens verdankt. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


9 jähriger, tüchtiger und selbständiger Bäcker, der seine 

Lehre in einer Konsumbäckerei absolvierte, sucht Stelle. 
Gute Zeugnisse zu Diensten. Offerten erbeten an Josef Bau- 
mann, Bäcker, bei der Krone, Erstield. 


(G enossenschaftsfamilie der welschen Schweiz wünscht ab 

15. Juli für drei Monate ihren 17iährigen Sohn als Volon- 
tär bei Depothalter zu plazieren. Event. Tauschgelegenheit mit 
junger Tochter. Gefl. Offerten erbeten unter Chiffre C,Y. 68 
an den V.S.K., Basel 2. 


94jüähriger, solider und zuverlässiger Chauffeur-Mechaniker 

sucht für sofort oder auf nächsten Frühling Stelle als 
Magaziner. Der Stellensuchende hat vielfach auf der Lebens- 
mittelbranche gearbeitet. Vater war langiähriges Konsum- 
Vorstandsmitglied. Prima Zeugnisse; Fahrbewilligung:; Vor- 
kenntnisse der französischen Sprache. Lohn nach Ueberein- 
kunft. Anfragen unter Chitfre H. M. 69 an den V.S.K,, 
Basel 2, erbeten. 


werden 


üchtige, sprachenkundige Verkäuferin mit mehriähriger 

Praxis sucht Stelle als I. Verkäuferin, event. Depothalterin, 

per sofort oder später. Nimmt auch Aushilfsstelle an, Offerten 
erbeten unter Chiffre R. J. 70 an den V.S.K., Basel 2, 


adentochter, mit langiähriger Praxis, deutsch und fran- 

zösisch sprechend, sucht Stelle als Depothalterin oder 
I. Verkäuferin. Kt. Bern bevorzugt. Offerten erbeten unter 
Chiffre M. S. 72 an den V.S.K., Basel 2. 


Nachfrage. 


onsumverein im Kt. St. Gallen sucht per 15. Juli tüchtige, 
selbständige Verkäuferin der Lebensmittelbranche. Be- 
werberinnen mit Vorkenntnissen der französischen Sprache 
und freundlichen Umgangsformen werden bevorzugt. Hand- 


geschriebene Offerten mit kurzer Angabe des Bildungsganges, 
der Gehaltsansprüche, des Alters und Beilage von Zeugnis- 
kopien, Referenzen und Photo sind bis 10. Juli einzureichen 
unter Chiffre St. N. 37 an den V.S.K., Basel 2, 


